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edition: Herrenſtraße Nr. . Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Unfialten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 


einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Nr. 40. Mittag⸗Ausgabe. 


Funfundpterzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


Montag, den 25. Januar 1864. 


* —— 


Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 
Hamburg, 23. Januar. Die heutigen „Itzehoer Nachrichten“ 
melden: Am 21. d. iſt das ſächſiſche Jägerbataillon ſowie eine Mu⸗ 
nitionsfolonne, die bisher in Neumünſter und Umgegend Fantonnürt 
hatten, von dort nach Itzehoe abmarſchirt. Eben dahin iſt auch der 
Stab des General v. Hake abgegangen. Das Lazareth ſoll nach 
Altona verlegt werden. Die ſächſiſche Brigade wird um Itzehoe und 
Wilſter concentrirt. 

Am 22. hat die bisher in Hamburg kantonnirende öſterreichiſche 
Brigade in Neumünſter und den nördlich gelegenen Dörfern Quartiere 
bezogen. 

In Segeberg find am 21. preußiſche Truppen eingerückt. 


Preußen. ö 


Landtags-Verhandlungen. 

31. Sitzung des Hanfes der Abgeordneten (23. Januar.) 
Die Tribünen’ find ſpärlich beſetzt, am Miniſtertiſch befindet ſich Niemand, 
Präſident Grabow eröffnet die Sitzung um 10% Ahr mit den gewöhn⸗ 
lichen geſchäftlichen Mittheilungen. Es ſind abermals Adreſſen in Betreff 
Schleswig⸗Holſteins eingegangen. — Demnächſt theilt der Präſident ein 
Schreihen des Miniſters des Innern, betreffend die vom Hauſe beanſtandete 
Mahl im Kreiſe Jüterbogk⸗Luckenwalde mit, woraus hervorgeht, daß der 
Miniſter in Folge wiederholter Anfrage des Präſidenten Beſchleunigung der 
Sache angeordnet habe, dieſelbe bis jetzt aber noch nicht erledigt ſei. — Hin⸗ 
ſichtlich der heutigen Tagesordnung hat der Kriegs⸗ und Marineminiſter dem 
Präſidenten ſchriſtlich angezeigt, daß er in Folge dienſtlicher Abhaltung er: 
ſuchen müſſe, den erſten Gegenſtand derſelben (Commiſſionsbericht über den 
Geſetzentwurf über die Verpflichtung zum Kriegs dienſteß, wenn nicht ganz 
abzuſetzen, fo doch auf eine fpätere Stunde zu verlegen, indem er nicht vor 
2 Uhr werde erſcheinen können, und feine Auweſenheit bei der Behandlung 
dieſes Gegenſtanves doch wohl in beiderſeitigem Intereſſe liege. Der Prä⸗ 
ſivent hat in Folge deſſen dem Kriegsminiſter mitgetheilt, daß er die außer: 
dem auf der Tagesordnung ſtehenden Gegenſtände zuerſt zur Discuſſion 
bringen und dem Hauſe anheimſtellen werde, nach Beendigung derſelben ſich 
bis 1 Uhr zu vertagen, um alsdann den betreffenden Geſetzentwurf in Be 
zathung zu nehmen; eine gleiche Anzeige iſt dem Staatsminiſterium, dem 
Finanzminiſter und den Berichterſtattern gemacht worden. Er ſtelle nunmehr 
dem Hauſe anheim, ob Nr. 1 der Tagesordnung für heute abzuſetzen oder 
nur bis 1 Uhr zu vertagen ſei und ob ſofort in die Berathung über die 
folgenden Gegenſtände eingetreten werden ſolle. Meine Herren, fährt der 
Präſident fort, was dieſen Geſetzentwurf über die Verpflichtung zum Kriegs: 
dienſte betrifft, ſo bin ich der Meinung, daß derſelbe, nachdem er uns drei 
Jahre hindurch wer: hat, endlich wirklich — werden müſſe. Dieſer 
Geſetzentwurf iſt das Alpha und Omega unſeres Verfaſſungsconflicts (ſehr 
richtig), und ich meine, das Haus muß endlich einen Ausſpruch in dieſer 
Sache thun (ſehr wahr). Der vorliegende Bericht iſt der Art, daß er in den 
Händen jedes Urwählers fein ſollte, damit Jedermann ſehen könne, auf welche 
Weiſe dieſe Angelegenheit und wahrlich nicht zum Nachtheile des Abgeord⸗ 
netenhauſes verzögert und zu ſolchen Dimenſionen angewachſen iſt. Heut ſteht 
der Gegenſtand auf der Tagesordnung, und wir wiſſen nicht, wie lange wir 
noch beiſaumen fein werden, um ihn noch berathen zu können. „Es hat ſich 
ſeit einigen Jahren die Sitte geltend gemacht, den Präſidenten dieſes Hauſes 


nicht vorher davon in Kenntniß zu ſetzen, wenn eine Vertagung, Schließung oder 


gung zu verſchaffen ſuchen, daß die Rechnungen richtig ſind, um pflichtmäßig 


Decharge ertheilen zu können. Der Antrag bezwecke, dieſe Ueberzeugung zu 
verſchaffen und die Regierung in die Lage zu verſetzen, daß ſie ſelbſt das Zu⸗ 
ſtandekommen eines Geſetzes über die Oberrechnungskammern wünſchen muß. 
Abg. Virchow: Von einem Tadel über die frühere Budgetcommiſſion 
ſei keine Rede; es ſdlle nur ein Beſchluß gefaßt werden, der dieſe Angelegen⸗ 
heit endlich zur Erledigung bringen ſollte. Es ſeien ſchon viele Reſolutionen 
auf Erlaß von Geſetzen geſaßt, ohne Erfolg und deshalb müſſe das Haus 
hier ſein verfaſſungsmäßiges Recht üben, und die Decharge ertheilen. — 
Abg. Dr. Lette fragt, ob in den Jahren 1859 und 60 Abaͤnderungen des 
Etats durch Cabinetsordres vorgekommen feien. I dieſem Falle würde das 
Haus in feinem Rechte ſein, wenn es den Commiſſionsantrag genehmige. — 
Abg. v. Benda: Es würde conſequent ſein, wenn das Haus die Etats ſo 
lange verweigerte, bis das Oberrechnungskammergeſetz zu Stande gekommen 
ſei. Der Reſolution könne er ſich nicht anſchließen, weil er ſich keinen Erfolg 
von derſelben verſpreche. — Abg. Reichenheim: Gerade die Ausführung 
des Vorredners ſpreche für den Commiſſionsantrag. Die Decharge müfle 
verweigert werden, bis erreicht ſei, was für jetzt erreicht werden kann. De 
Commiſſionsantrag enthalte nichts Unmögliches; das Haus müſſe dahin 
ſtreben, daß die Rechnungen klar ſeien, damit es mit voller Gewiſſenhaftig⸗ 
keit die Decharge ertheilen könne. — Regierungs⸗Commiſſar: Die 
Rechnungen 1859-61 träfen nicht das gegenwärtige Miniſterium und habe 
daſſelbe ſomit auf die Verwaltung jener Jabre nicht den geringſten Einfluß 
gehabt. Ob und welche Juſtificirung von Etatsüberſchreitungen durch aller⸗ 
höchſte Cabinetsordres vorgekommen ſeien, darüber könne er keine Auskunft 
ertheilen. — Die Diskuſſion wird geſchloſſen. — Der Berichterſtatter Abg. 
Virchow warnt vor der vom Abg. von Benda angerathenen Verweigerung 
der Etats, da dies ein ungeſetzlicher Weg ſei. Die Verf. verpflichte das Haus 
zur Prüfung der Rechnungen und habe daſſelbe auch das Recht, alle Auf⸗ 
klärung zu fordern. Seit 2 Jahren erhalte das Haus ſolche Bemerkungen 
der Ober⸗Rechnungskammer, aber Jedermann könne ſich überzeugen, ob die⸗ 
ſelben ausreichten. Der größte Theil der Bemerkungen ſei ganz werthlos. 
Bei dieſer Gelegenheit lerne man, wie das Ober⸗Rechnungskammergeſetz ge⸗ 
macht wrrden müſſe und das Geſetz werde deshalb jetzt auch correcter feet 
ſtellt werden können, als im Jahre 1862. Es werde keine ſo unendliche 
Mühe verurſachen, aus den miniſteriellen Acten die Fälle auszuziehen, um 
die es ſich handle. Der Regierungs⸗Commiſſar babe auch nicht gejagt, daß 
die Ausführung des Antrages unmöglich ſei, ſondern er habe ſtets die Wen⸗ 
dung gebraucht; ſie ſei faſt unmöglich Der Antrag wolle die Ordnung des 
Finanzweſens erhalten, welche ſo lange eine Zierde des preußiſchen Staates 
geweſen. Die Regierung hade nicht poſttiv erklärt, daß fie den Antrag nich! 
ausführen werde und der Ausſpruch des Hauſes werde wohl einigen Einfluß 
ausüben, — Bei der Abſtimmung wird der Antrag mit großer Majorität 
8 gest angenommen und iſt dieſer Gegenftand der T.⸗O. damit 
erledigt. h 
Das Haus tritt in die Berathung des dritten Gegenſtandes der Tanes: 
Ordnung ein: Vorbericht der Commiſſion zur Prüfung des Staats haushalts⸗ 
Etats über die Rechnung der Rendantur des Staatsſchatzes pro 1860 und 
1861. Die Commiſſion beantragt: „das Haus der Abgeordneten wolle be⸗ 
ſchließen: die 5 Staatsregierung auf Grund des Art. 99 der Verfaſſung 
aufzufordern, bei Vorlegung der Staatshaushalts⸗Etats vom Jahre 1865 ab 
den Voranſchlag für die Rendantur des Staatsſchatzes in den betr. Etats 
erſichtlich zu machen.“ — Abg. Dr. Lette für den Antrag; indeß leuchte ihm 
nicht ein, wie es möglich ſein ſolle, hinſichllich der Ueberſchüſſe und zufälligen 
Einnahmen, welche in den Staatsſchatz fließen, einen Voranſchlag aufzuſtellen. 
— Der Reg.⸗Commiſſar bekämpft den Antrag. Ein Voranſchlag, wie 
die Commiſſton ihn vorausſetze, exiſtire nicht, ſondern es gebe da nur eine 


tritt das Haus in die Berathung des Geſetzentwurfes über die Verpflichtung 


zum Kriegsdienſte. Es wird zunächſt die General⸗Discuſſion eröffnet. Der 


Berichterſtatter Abg. Dr. Gneiſt verzichtet auf das Wort. 

Abg. Dr. Wantrup: In einer der vorigen Sitzungen ift von der anderen 
Seite ausgeſprochen worden: Wir lieben die Armee! Dieſer Ausdruck hat 
uns Vergnügen gemacht, und wenn wir auch nicht die Lieferung von Socken 
als vollgiltigen Beweis betrachten, ſo acceptiren wir doch gern dieſe Liebe. 
Aber man kann die Armee auf verſchiedene Weiſe lieben: der König liebt ſie 
wie ein Vater den Sohn, das Volk wie ein Bruder den Bruder, wie die 
Schweſter den Bruder (allgemeine Heiterkeit); man kann ſie aber auch lieben 


wie der Verführer die Jungfrau (ſtürmiſche, mehrere Minuten anhaltende 


Heiterkeit). So wird ſie von Denen geliebt, welche das Heer zu einem Par⸗ 
lamentsbeere machen wollen. Meine Stellung & dieſer Frage iſt bekannt; 
ich glaube nicht, daß die Landesvertretung den Einfluß auf die Armee haben 
darf, den ſie verlangt. Der König iſt der oberſte Kriegsherr, und als ſolcher 
iſt ſeine Stellung eine andere, als in anderen Fragen. 73 

Die Bezeichnung Kriegsherr ift keine neue, ſondern ſchon Friedrich II. 


Der] habe ihn als Kronprinz gebraucht, und die Stellung des Königs als Kriegs⸗ 


herr iſt durch die Verfaſſung in keiner Weiſe geändert. Die Armeereorgani⸗ 
ſation geht vom Könige als Kriegsherrn aus, und fie iſt keine Neuerung, ſon⸗ 
dern nur eine Wiederherſtellung des alten Geſetzes. Der Redner geht dar⸗ 
auf auf eine Vergleichung der jetzigen Armeeverhältniſſe und der 


ſten u 
den früheren über, ohne dabei irgend etwas Neues vorzubringen; 5 a 5 


enthalten ſeine Ausführungen in Bezug auf die Dienſtzeit nichts von Inter⸗ 
eſſe, er iſt der Anſicht, daß die Stellvertretung vielleicht einzuführen ſei Die 
bei der jetzigen Mobilmachung vorgekommenen Verwendungen von Landwehr⸗ 
Offizieren bei der Reſerve ſei ſchon früher vorgekommen und enthalte keine 
Alteration der Landwehr. Die liberale Partei wolle nur die Armee ruinirrn, 
weil ſie den Thron ſchütze, wie ſchon geſtern der Herr Miniſter geſagt habe; 
aber wie früher die National⸗Verſammlung an ihrem Antrage gegen die 
Armee zu Grunde gegangen fei (Stein'ſcher Antrag), fo werde dies auch dies⸗ 
mal geſchehen. (Der Regierungs⸗Commiſſar Oberſt Boſe tritt ein) Der 
Redner ſchildert darauf, um die Vortheile der Reorganiſation zu zeigen, die 
Unbequemlichkeiten früherer Mobilmachungen und ſucht zu entwickeln, daß 
eine Agitation auf die Soldaten nicht wirke, der Soldat bleibe Soldat und 
werde nie begreifen, daß man ein liberaler Beamter und zugleich ein Demo⸗ 
krat ſein könne. (Heiterkeit.) Der Soldat halte an feiner — Ehre 
feſt und dieſe würde in Preußen nicht erſchüttert. Die im 
nicht gegen die Verfaſſung, und wenn fie es auch wäre, der ig iſt nicht 
erſt durch die n König geworden, und er und ſeine Partei werde 
ſtets 7 Armee zu ſeiner Stütze haben. Es iſt gefährlich, 
ugreifen. - 
i Der Kriegsminiſter v. Roon iſt eingetreten. 
Abg. Stävenhagen: Der Vorredner ſcheine mehr in der ars amandi 
bewandert, als in der Militärfrage. (Große Heiterkeit). Die Regierungs⸗ 
vorlage ſtehe ganz auf dem Standpunkt von 186, von Conceſſionen bringe 
fie nicht. Das Geſetz von 1814 ſei fortdauernd Rechtsbaſis, etwaige unpu⸗ 
blizirte Cabinetsordres hätten nicht die Kraft, daſſelbe zu alteriren. Di 


zweijährige Dienſtzeit genüge überall in ganz Deutſchland, nur in Preußen 


nicht. Der Wunſch nach Stellvertretung bekunde am ſtärkſten die Nichtbe⸗ 
fähigung des Vorredners, über die preußiſche Armee zu ſprechen (Bravo); 
die Stellvertretung würde das Weſen des preußiſchen Heeres alteriren; lieber 
eine vierjährige Dienſtzeit und länger. — Dem auch dom Vorredner wieder 
citirten Verſe des Kriegsminiſters („Noch ſteyt ſein Thron u. ſ. w.) ftelle er 
das Lied entgegen: „Nicht Roß, nicht Reiſige ſichern die ſteile Höh“ (Bei⸗ 
fall.) — Redner beleuchtet dann das Vorgeben der Regierung ohne geſezzliche 
Regelung gegen Beſchlüſſe des Hauſes, und nach dieſem Vorgehen der Regie⸗ 
rung mache man nun dem Hauſe ſein Nein zum Verbrechen. (Beifall.) 


ation ſei 


die Armee an⸗ 
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Autorifation, eine Anweiſung für die Einnahmen und Ausgaben, welche in 
den Rechnungen vorgetragen werden; ſämmtliche Einnahmen des Staats⸗ 
ſchatzes fielen übrigens außerhalb des Staatshaushalts⸗Etaats, da man 
nie voraus wiſſen könne, was aus den einzelnen Departements dem Schatze 
zufließen werde. — Abg. Virchow ill aus dieſen Erklärungen conſtatiren, 
daß, was früher, ſelbſt auf Grund königl. Verfügungen, als unzweifelhaftes 
Recht des Hauſes gegolten, nunmehr, in Herrn v. Bismarck's Namen, dem⸗ 
ſelben in Abrede geſtellt werde: „es habe mit den Specialetats und den Nach⸗ 
weiſungen nichts zu thun“, — während die königliche Verfügung von 1862 
noch anerkenne, daß alle Etats auch Gegenſtand der Prüfung des Hauſes 
ſein können, bei den Rechnungen ebenſowohl, wie ſchon vorher bei dem 
Budget. Hier zum erſtenmale erkläre die Regierung, von einer Finänz⸗ 
Controle ſtehe nichts in der Verfaſſung. Es ſei dies ein Zeichen, wie nun⸗ 
mehr auch in der Finanzverwaltung jene über alle verfaſſungsmäßigen 
Rechte hinausgehende Interpretationskunſt Platz gegriffen habe. 

Der Regier.⸗Commiſſar erklärt, er vertrete nur die Verwaltung des 
Staatsſchatzes, im Uebrigen erkenne die Regierung hinſichtlich dieſes An⸗ 
trages ihre Verpflichtung nach Art. 99 der Verfaſſungs⸗Urkunde an, und 
weiche nur hinſichtlich des zweiten Antrages von den Anſichten der Com⸗ 
miſſion ab, wo ſie aber ebenfalls der Landesvertretung nicht die Controle 
überhaupt weigere, ſondern nur jede Art von Controle. — Abg. Sta ven⸗ 
hagen gegen die Commiſſion. Abſolute Correctheit müßte einen Voran⸗ 

chlag fordern; da ein ſolcher doch nur Schein und etwas rein Formel: 
es, alſo durchaus U erhebliches fein könnte, fo bitte er das Haus, gegen 
den Antrag zu ſtimmen, weil durch ihn doch nichts erreicht werde. — Abg. 
v. Bockum⸗Dolffs für den Antrag. Die Landesrechte müſſen nach allen 
Richtungen hin wahrgenommen werden, ſo lange das Haus beiſammen ſei; 
den Staatsſchatz zu controliren, ſei eine ganz beſtimmte Aufgabe deſſelben. — 
Abg. Dr. Lette: Nur der zweite Antrag ſei eigentlich von Wichtigkeit, weil 
unter einem Beſtande von 20 Millionen im Staatsſchatze ſich vielleicht zehn 
Millionen faule Activa vorfinden möck 

Der e e Nur durch die Rechnungen, nicht durch die 
Etats könne das Haus ſich die nöthige Einſicht gegen Auch über die 
wahren Beſtände des Staatsſchatzes ſei ja ſeitens der Rendantur genügende 
Auskunft zugeſagt. f . 

Der Schluß der Debatte wird beantragt und angenommen. Nach einer 
1 lien Bemerkung des Abg. Dr. Lette entgegnet der Berichterſtatter, 

bg. Reichenheim, dem Abg. Stavenhagen: as durch den Antrag er⸗ 
reicht werde, ſei dies, daß durch ihn Art. 99 der Verfaſſung zur Wahrheit 

emacht werde. Uebrigens habe im Jahre 1849 der Abg. v. Sorelichwingb 
Hagen) und Viebahn dieſelbe Forderung geftellt, und es ſei diefer Weg da: 
mals allſeitig als conſtitutionell anerkannt worden. — Einen hiergegen von 
dem Reg.⸗Commiſſar erhobenen Widerſpruch weiſt der Verichterſtatter zurück, 
worauf das Haus bei der Abſtimmung den Commiſſions⸗Antrag mit bedeu⸗ 
tender Majorität annimmt. F 
Der nächſte Antrag der Commiſſion lautet: „das Haus der Abgeordneten 
Abg. Reichenheim. Er mache das Haus auf den Paſſus des Antra⸗ wolle beſchließen: 1) die fönigl. Staatsregterung aufzufordern, für die Pri. 
ges aufmerkſam, wo von den Etats und Nachwliſungen, welche etwa durch fung der Rechnungen der Rendantur des Staatsſchatzes pro 1860 und 1861 


= ng dieſes Hauſes stattfinden ſoll“ (hörr! hört!). Daß der Hr. Kriegs⸗ 
miniſter perſönlich anweſend ſein will, iſt 8 gerechtfertigtes Verlan, — 
und ich 1 bis 1 Uhr vor, wenn bis dahin die bei⸗ 
den e ande erl Det fein ſollten. Nach einer längeren Debatte, 
an welcher ſich die Abgg. Dr. Waldeck, Oſterrath, Graf Schwerin, v. Unruh, 
v. Rönne und v. Bockum⸗Dolffs betheiligen, beſchließt das Haus, Nr. 1 der 
Tagesordnung bis 1 Uhr zu vertagen, und ſofort in die Berathung der 
Nr. 2 und 3 einzutreten. In Bezug auf die ſpäte Eröffnung der heutigen 
Sitzung bemerkt der Präſident, daß er jo lange gezögert habe, weil kein Ne 
gierungscommiſſar anweſend ſei und ihm die Anweſenheit derſelben doch 
wünſchenswerth erſcheine. RR TE 
Das Haus tritt nunmehr in die Berathung über den Commiſſionsbericht 
in Betreff der Bemerkungen der Oberrechnungskammer zu den allgemeinen 
Rechnungen der Jahre 1859, 1860 und 1861 ein. Bald nach Eröffnung der 
Verhandlung treten die Regierungscommiſſare, ern: Rath Hegel und Geh. 
Finanzrath Mölle, ein. — Die Commiſſion hat folgenden Antrag geftellt: 
„Das Haus der Abg. wolle beſchließen, die königl. Staatsregierung aufzu⸗ 
fordern, die Bemerkungen der Oberrechnungskammer zu den allgemeinen 
Rechnungen der Jahre 1859, 1860 und 1861 dahin ergänzen zu laſſen, daß 
auch die Bemerkungen der Oberrechnungskammer über diejenigen erheblichen 
Mängel in der Verwaltung, welche aus Veranlaſſung der Prüfung der Rech⸗ 
nungen entdeckt worden ſind, ſowie über diejenigen Abweichungen von den 
geſetzlich feſtgeſtellten Staatshaushalts⸗Etats und von den denſelben zu Grunde 
liegenden Etats und Nachweifungen, welcke etwa durch allerböchte Ordres 
ſchon vor der Rechnungsieviſion juſtifizirt worden find, der Landesvertretung 
mitgetheilt werden.“ a > > 
Referent Abg. Dr. Virchow: Der vorliegende Gegenſtand ſei nicht von 
ſecundärer Bedeutung, wie von einer Seite behauptet worden. Der Antrag 
der Commiſſion betreffe ſchwere Schäden unſeres Siaatslebens, die leicht zu 
bedeutenden Conflicten führen könnten, und bezwecke, denſelben abzuhelfen. Es 
handle ſich hier um einen Punkt von primärer Wichtigkeit, der mit dem ſeiner 
Bedeutung entſprechenden Ernſt zu behandeln iſt; es handle ſich darum, eine 
wirkſame Controle des Staatshaushalts herzuſtellen, und bitte er deshalb um 
Annahme des Commiſſionsantrages. — Abg. Michaelis: Ein früher ſehr 
verehrtes Mitglied des Abgeordnetenhauſes (Kühne) habe alben, die ganze 
Rechnungs⸗Prüfung, wie ſie bis jetzt geſchehen, ſei eigentlich nur Komödie, 
da die Oberrechnungskammer in vielen Fällen die Rechnungen für richtig 
erklären müſſe, weil ſie nachträglich durch eine Cabinetsordre juſtiftzirt ſeien. 
Der Gommi ſionsantrag bezwecke, daß ſchon vor Erlaß eines Geſetzes über 
5 8 1 ingskammer eine Aenderung eintrete. Die Mittheilung der in 
Bert Alıt age verlangten Bemerkung fei die Commiſſion nach Art. 104 der 
Verf. des e . erſt durch Erfüllung dieſes Antrages werde 
die Lan 155 0 etung in der Lage fein, darüber zu urtheilen, ob fie vor⸗ 
i net ela er 18 Ente. che 55 das Geieb über. bie Oberrech⸗ 
| e w e Decharge könne ſie überhaupt vor 
Erlaß dieſes Geſetzes gar nicht eubellen = en 


Abg. Graf Wartensleben beſteigt die Tribüne, während er ſonſt vom 
latze richt: So könne er ſeinen Gegnern beſſer ins Auge ſchauen; hinter 
ich habe er den ge enden. den Jupiter tonans mit dem Dons 
nerkeil. — Als er ſich bei dieſen Worten beforgt umſieht, lächelt ihn Präfis 
dent Grabow freundlichſt an, große Heiterkeit. — Redner verſichert darauf 
ſein Preußenthum, und theilt ſeine Anſicht von der dreijährigen Dienſtzeit 
mit, unter fortdauernder großer Heiterkeit. Der Redner ſchließt mit den Wor⸗ 
ten: Meine Herren, wir werden bald auseinandergehen, ich hoffe, Sie nicht 
ic zu in ! 8 5 + 
egsminiſter v. Roon: Es dränge ihn in dieſer ernſten Sache einige N 
ernſte Worte zu jagen. Der Gneiſt ſche Bericht ſei bei aller Abs ahnliche 7 
doch nur unpollſtändig; die darin enthaltenen pragmatiſche Darſtellung des 5 
hiſtoriſchen Verlaufs der Militärfrage ſei einſeitig, nicht unparteiiſch genug; 
dies im Einzelnen nachzuweiſen behalte er ſich vor. — Der Krie an e 
giebt darauf vom Standpunkte der 1 eine Recapitulati 
ges ganzen Verlaufs der Militärfrage ſeit 1860, in allen ihren fo viel 
eſprochenen Momenten und Stadien; mach dieſer Darſtellung hat die Ns | 
gierung durchweg im guten Glauben handelt und iſt bei der Aufrechter⸗ 
haltung der Reorganiſation durch verſchiedene Vorgänge im Hauſe ſogar wi 
ſtärkt worden; gegenwärtig ift die Reorganiſation in keiner Weiſe m IE 
gänaig zu machen; eine Verſtändigung hält der Minifter in dieſem Augen 
lice für unmöglich ſeitdem die Majorität keinen andern Zweck mehr 9 
als den Sturz der Miniſter, habe er gar nicht das Vertrauen mehr, 25 
nur mit Vorſchlägen zu einer Verſtändigung hervorzutreten. — Auf die 
eigentlichen Details der Frage gehe der Gneiſt ſche Bericht gar 1 7 ein; er 


brauche daher auch ſich nicht näher darauf einzulaſſen. Ueber die e der 
zwei⸗ oder dreijährigen Dienste wolle er nur bemerken, daß die wen⸗ 
digkeit der dreijährigen Dienſtzeit eine ſeiner Lebensüberzeugungen ſei. Man 
berufe ſich in dieſer Beziehung wiederholt auf die Gutachten der commandi⸗ 
renden Generale vom Jahre 1832; dieſe Conferenz habe aber nur berathen 
ſollen, ob man die zweijährige Dienftzeit verſuchsweiſe, zur Abſtellung 
eines damals vorliegenden Uebelſtandes in der Armee, einführen könne, und 
dieſe Frage ſei damals bejaht worden. Damals ſeien aber auch viel mehrt 
Kapitulanten geweſen als jetzt. — Das Beifpiel der anderen, kleineren deut: 
chen Staaten könne doch, wie er gegen Stavenhagen bemerkt, für die preuß. 
rmee nicht maßgebend fein, — Die Reorganifation ſei nichts anderes, 9 
unſere alte Militärverfaſſung; nur mit einigen Modificationen. (Heiterkeit!) . 
Der Standpunkt der Regierung ſei der alte; die Regierung würde einen ans 
dern Standpunkt einnehmen können, wenn fie andere eg he zu 
machen Gelegenheit gehabt hätte. Die Reorganiſation ſei keinesweges von 
der Regierung ausgefl rt, um dem Landtage irgend ein ihm zuſtehendes 
Recht zu verkümmern; nachdem aber die Reorganisation einmal rt 
ſei, ſo könne die 1 unmdglid einer Aufqaſſung weichen, die lediglich 
eine einſeitige ſei. Specielleres behalte er ſich vor. . ah 3 
Abg. Dr. Waldeck: Die Ausführungen des Kriegsminiſters, deren ruhi⸗ 
ger und gemeſſener Ton ihn getreu, ſollen die Staatsregierung beſonders 
gegen den Vorwurf der mala fides verwahren, allein wenn man 1862 für 
definitiv erkläre, was 1860 bloß für proviſoriſch galt, da könne kein ee 
Glaube” fein. Die Regierung habe kein Geſetz vorgelegt und dadurch das 
Haus gezwungen, ſich allein auf jein Yubgetredt zu ftellen, und wenn 
von jener Seite immer nur wiederholt werde, da ſei nichts mehr zu ändern, 
ſo trage die Regierung auch allein die Schuld an der Verſchärfung des Con⸗ 
flictes; denn das Haus ſei, wie ee mit der äußerſten Nach! 
ſicht zu Wette gegangen. Der Bericht weile in großen Zügen nach, daß das 
Haus nicht mehr thun könne, als es gethan habe, und auch er mei daß 
es gut ſein würde, wenn er nnter das Volk verbreitet würde, deſſen 
innigſte Ueberzeugung dabin gebe, daß die Landwehr die beſte Inſtitution 
unſeres Staates jei; diefe Meinung ſei nicht bloß das Produkt der Agitation. 
Sogar Marſchall Soult bedaure in ſeinem Teſtamente, daß er die Einrich⸗ 
kungen der preußiſchen Landwehr nicht habe in Frankreich einführen Können, 
weil man dort an die Stellvertretung gewöhnt ſei. Habe hier ein Vorred⸗ 
ner dieſer Stellvertretung das Wort geredet, jo rübre dies * nur daher, 


chten. 


* 


allerhöchſte Ordres ſchon vor der Rechnungsreviſton juſtifizirt worden find, eine ſpezielle Nachweiſung der ult. 1861 verbliebenen Activforderungen und 
die Rede ist. Er verwahre ſich auf Grund der Verfa ung gegen eine der⸗ 8 a, der exigiblen, 4) der zinstragenden von 1,232,220 Thir. 12 Sgr. 
artige Juſtifikation, die einer die rapıma des Abſolutismus in den Con: J Pf., 6) der e von 2,640,063 Thlr. 11 Sgr. 11 Pf., in 
ſtitutionalismus gleichkomme. Die Inſtruktion vom 18. Dezember 1824 ſei Summa 3,872,292 Thlr. 24 Sgr. 2 Pf., b. der inexigiblen vor der Linie 
nur fo weil in Geltung, als fie nicht der Verfajjung widerſpreche, wie ig Beträge von zufammen 2,744,814 Thlr. 12 Sgr. 3 Pf., in Summa 
Art. 106 derſelben lehre. — Abg. b Benda motibirt jeine Ab immung gegen 6,617,107 Tülr. 6 Sgr. 5 Pf. der Budgetcommiſſion des Hauses e 

den Antrag damit, daß er die Reſolution für unausführdar halte, fo lange 2) bis zur Vorlegung der ad 1. erforderten Nachweiſung dee Ertheilung der 
lein Gesetz über die Oberrechnungskammer zu Stande gekommen ſei. — Entlaſtung rückſichtlich der allgemeinen Rechnungen über den Staatshaus⸗ 

Abg. Oſterrath glaubt, daß die Wenge nicht den beabſichtigten Zweck halts⸗Etat für die Jahre 1860 und 1861 vorzuenthalten.“ 

| erreichen werde und würde es für beſſer halten, daß der Antrag auf Vorle. Der Regierungs⸗Commiſſar Hegel bemerkt dazu, die Regierung bedaure, 


; i skammer wiederholt werde. — i the : E ; 
gung eines Geſeges über die Oberrechnungs 5 erde. daß die Commiſſion auf ihr Anerbieten, den beiden Referenten vertrauliche 
Neg.⸗Commiſſar Geh. Finanzrath v. Mölle ee Ausführung der Re: Einſicht in die Kad, Folder engen xc, des Staatsſchatzes 5 geben, nich ein⸗ 
s Johution far unthunlich. Die Rechnungen bet und 1861 ſeien bereits gegangen ſei. Die Referenten würden ſehr gut über die Veſchaffenheit und 
dechargirt und die Beläge zurückgegeben, jo daß es ſchwer ſein würde, auf den Charakter der Activ⸗Forderungen einen allgemeinen Bericht haben erſtatten 
\ dieſelben zurüdzutommen und der Oberrechnungskammer die Anweiſung zur können. Die Regierung würde gern bereit fein, eine Vorlage dem Haufe zu 
nochmaligen Durchſicht ſämmtlicher Rechnungen zu, ertheilen. Dem Abgeord⸗ machen, fie müfje ſich dies aber verſagen, weil fie eine Pflicht gegen die 
neten Reichenheim gegenüber bemerke er, daß die Regierung die Beſtimmun⸗ Schuldner, deren Namen aufgeführt ſeien, habe, und weil fie nicht verhindern 
gen des Staalshaushaltsetats⸗Geſetzes wohl für maßgebend und die Uleber⸗ könne, daß deren persönliche Verhältniſſe erörtert würden. Deshalb könne 
tragung don einem Titel zum andern nicht für zuläſſig halte. — Abg. die Regierung nur die Ablehnung des Commiffions-Antrages empfehlen. — 
Michaelis: Der Abg. Ofterrath meine, daß das mit dem Antrage bes Der Referent erwidert, daß er ſich nur auf den Commiſſionsbericht berufen 
abſichtigte — nicht werde erreicht werden; thalſächlich aber ſtehe doch feſt, und moͤglichſt einftimmige Annatme des Antrages empfehlen wolle. — Der 
daß die früheren — des on lg auf Vorlage des Geſetzes über die Antrag wird mit großer Majorität angenommen, womit auch dieſer Gegen⸗ 

Oberrechnungskammer leinen Erfolg gehabt hätten und 50 bie u man ſtand erledigt iſt. 2 > N 5 3 £ 
jetzt dieſe Forderung ſtellen. Die Landesvertretung müſſe ih die Ueberzeu. Obgleich noch kein Miniſter und kein Regierungs⸗Commiſſar erſchienen iſt, 


daß ſeine Wähler Mennoniten ſeien, deren Settenanſichten hier j keiner 72 
Motive abgeben könnten. Die von der Tommiſſion beantragte lehnung 
rundſtein für alle Vota dieſer Woche: dier liege der eigentliche 
Grund für alle Conflicte. Das Land müffe die Ueberzeugung gewinnen, dag 
ſeine Vertreter früher die Koſten der Reorganiſation geſtri ben, weit 
fie fie für gemeinverderblich gehalten haben, denn ſolche Armee, wie die Ne 
"oe Nie fordere, ſei nur geeignet, Kabinets⸗ und Scheinkriege zu führen. 
tedner wendet g fe gegen die „verdammlichen“ Kriege, wie der Imn⸗ 
perator in Frankreich ſie führe, weiſt warnend auf Puebla und Mexico hin, 


den Blick über den Ocean hinaus, wo ein 


men. (Bravo). 


zu ſein, feine Meinung in dieſer Frage auszusprechen. 


Se TI 


Wähler, die Mennoniten, begründet. 
Schluß der Sitzung 3½ Uhr. 
ordnung: Fortſetzung der heutigen Debatte. 


10. Sitzung des Herrenhauſes (23. Januar). 


— 
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Am Miniſtertiſch: Graf Itzenplitz und Graf zur Lippe. 
5 Die Commiſſion für Eiſenbahnvorlagen hat ſich unter dem Vorſitz des 
Hrn. v. Rabe conſtituirt. 

. Hr. Arand ift für Nordhauſen in das Haus eingetreten, Mehrere Mit: 


= 


5 


Sehe des 


dies mit einigen Worten der Erinnerung an Stahl mit und zeigt an, daß 
die Büſte vorläufig im Sitzungsſaale zur Linken des Präſidentenſitzes, ent⸗ 
ſprechend der Bürte des Fürſten Pleß vor den Miniſterplätzen, aufgeſtellt 
ſei. — Zunächſt erfolgt nach dem Eintritt in die Tagesordnung die nochma⸗ 
lige Abſtimmung über die Verordnung, betreffend den Zufammenſtoß von 
Seeſchiffen auf offener See und das hierzu in erſter Abſtimmung bereits an⸗ 
genommene Amendement v. Zander. Das Geſetz wird in Uebereinſtimmung 
mit dem Abgeordneten⸗Hauſe angenommen. Es folgen Petitionen. Eine 
Petitition, im Wahlkreiſe Randow⸗Greifenhagen, dem die Unabhängigkeit des 
platten Landes gefährdenden und auch ſonſt ungeeigneten Wablort Greifen⸗ 
hagen einen andern zu ſubſtituiren, wird der Regierung überwieſen, eben ſo 
wie eine Petition über Entſchädigung für entzogene Jagdberechtigung. An⸗ 
dere Petitionen ſind ohne Intereſſe. Der dritte Gegenſtand der Tagesord⸗ 
nung iſt der Bericht der Budgetcommiſſion zur Prüfung des Staatshaus⸗ 
halts⸗Etate für 1864. Aus dem gedruckten Bericht iſt Folgendes hervorzu⸗ 
heben. Da bekanntlich dem Herrenhauſe vom Präſidenten des Abgeordneten⸗ 
Hauſes der Etat nur in der Form, wie er aus den Beſchlüſſen des Abgeord⸗ 
netenhauſes ohne die Regierungs⸗Vorlage zugegangen iſt, jo hat die Com⸗ 
miſſion von der Staats⸗Regierung die authentiſche Mittheilung der Regie⸗ 
rungs⸗Vorlage erbeten und auch ein Exemplar ſofort erhalten. Die Commiſ⸗ 
ſion ſpricht ſich u. A. gegen die vom andern Hauſe beſchloſſene Streichung 
des für . politiſche Zwecke ausgeworfenen Dispoſitionsfonds von 
31,000 Thlr. aus, hält dafür, daß wir dieſe Abſetzung, ſo auch die des mit 
6000 Thlr. aufgeführten Gehalts eines Militärbevollmächtigten in Peters⸗ 
burg bei Beſchlußfaſſung über den Etat ins Gewicht 91 müſſe und 
empfiehlt, wenn auch nur mit 8 gegen 7 Stimmen, den Beſchluß: die Staats⸗ 
Regierung zu erſuchen, künftig den Abgeordneten Diäten und Reiſekoſten bis 
zur geſetzlichen Erledigung dieſer Frage nicht zu zahlen. Das Abgeordneten⸗ 
Haus hatte ferner 800,000 Thlr. in einem Titel für unvorhergeſehene Aus⸗ 
gaben zwar bewilligt, aber beſchloſſen, daß dieſe Summe am Schluß der 
außerordentlichen Ausgaben als ein beſonderes Kapitel unter einer beſondern 
Ueberſchrift angeführt werde. Die Commiſſion hat hierin einen ungerecht⸗ 
fertigten Eingriff der Abgeordneten in die Executive der Regierung erblickt, 
weshalb jener Beſchluß keine Giltigkeit erhalten könne. Die im Abgeordne⸗ 
tenhauſe beſchloſſene Abſetzung von 5400 Thlr. für die Ritterakademie zu 
Brandenburg wird als eine ſchwere Verletzung beſtehender Verpflichtungen 
erklärt und die Regierung aufgefordert, dieſe Summe auch ferner zu zahlen. 
m derſelben Weiſe werden auch andere Abſetzungen für ungerechtfertigt er⸗ 
ärt. Völlig unannehmbar aber mache den Etat nach den Beſchlüſſen des 
Abgeordneten⸗Haufes die gänzliche Umwerfung des Militär⸗Etats. Da des⸗ 
halb der Etat des Abgeordnetenhauſes durchaus verwerflich ſei, einen Ent⸗ 
wurf aber die Regierung haben müſſe, ſo müſſe man ihr auch den von ihr 
ſelbſt vorgelegten 1 genehmigen. Würde dieſe beſchloſſen, ſo könnten 
die Verhandlungen fortgeſetzt werden und bei einiger Bereitwilligkeit könne 
ein übereinſtimmender Beſchluß beider Häuſer mit der Regierung herbeige⸗ 
führt werden. 55 5 8 
Der Finanzminiſter hat auf mehrſeitige Anfragen anerkannt, daß für die 
Regierung es von hohem Intereſſe ſei, wenn das Herrenhaus nicht etwa nur 
negativ, 9 auch poſitiv über den Staatshaushaltsetat ſich erkläre, daß 
er aber über die zu wählende Form ſich jeder Aeußerung enthalte, und er 
nur andeuten wolle, wie ſolcher Formen ſich gewiß mehrere würden finden 
laſſen. Das Reſultat der Commiſſionsverhandlungen war der Beſchluß: das 
Haus wolle a) den Beſchlüſſen des Abg.⸗Hauſes, betr. den Staatshaushalts⸗ 
Etat im Ganzen, die Zuſtimmung verſagen, und b) die Reg.⸗Vorlage im 
Ganzen annehmen. Jener Beſchluß wurde mit 13 gegen 1, dieſer mit 12 ge⸗ 
en 2 Stimmen angenommen. — Zu dieſen Anträgen haben die Herren von 
rünneck, Haſſelbach und Graf Porck (unterftügt durch Baumſtark, Berndt, 
v. Bernuth, Blömer, v. Flemming, v. Gruner, Jähnigen, Ondereyk und Schu⸗ 
bert) den folgenden Verbeſſerungsantrag eingebracht: „A. In Erwägung: 
1) daß Art. 99 der Verf, und das nach demſelben der Landesvertretung zus 
ſtehende Ausgaben⸗Bewilligungsrecht in feiner richtigen verfaſſungsmäßigen 
Bedeutung zu den weſentlichſten Grundlagen des durch die Verf. geſchaffenen 
Rechtszuſtandes gehört, und daß eine im Widerſpruch mit demſelben ſtattfin⸗ 
dende Verlängerung des budgetloſen Zuſtandes nicht nur principiell bedenk⸗ 
lich, ſondern auch von mannichfeltigen und ernſten Nachtheilen für das Land 
Aud die Staatsverwaltung begleitet ſein würde; 2) daß nach Art. 62 der 
Peerf. eine Detailannahme oder Ablehnung der einzelnen Titel des Budgets 
dem Herrenhauſe nicht zufteht; 3) daß aber in dem Beſchluſſe des Abg.⸗Hau⸗ 
ſes vom 16. Januar d. J., das Budget für 1864 in den Einnahmen mit 
141,271,695 Thlr. (unter Abſetzung von 62,043 Thlr. in der Geſammtſumme) 
und in den Ausgaben mit 137,971,741 Thlr. feſtgeſtellt iſt, und zwar in der 
Art, daß, abgeſehen vom Kriegsminiſterium, in allen übrigen Zweigen der 
Verwaltung nur die, obgleich allerdings bedenkliche, Abſetzung in der Ge⸗ 
4 BENE von 113,642 Thlr. für die fortdauernden, und 92,300 Thlr. für 
ie einmaligen und außerordentlichen Ausgaben erfolgt iſt; 4) daß endlich für 
die bei dem Etat des Kriegsminiſteriums abgeſetzten Reorganiſationskoſten 
die Herbeiführung einer nachträglichen Genehmigung der Landesvertretung 
noch im Laufe dieſes Jahres in der Möglichkeit ſteht: dem Geſetzentwurf, 
betr. die Feſtſtellung des Haushalts⸗Etats pro 1864 (nach den Beſchlüſſen des 
andern Hauſes) die verfaſſungsmäßige Zuſtimmung gi ertheilen. — B. In 
Erwägung: daß die nachträgliche Genehmigung der Reorganiſationskoſten der 
Armee, eine durch die wichtigſten Intereſſen der Krone und des Landes, ſo 
wie durch die Geſammtlage des Staates unabweisbar gebotene geworden iſt: 
der Regierung die Bereitwilligkeit des Herrenhauſes auszuſprechen, ſeinerſeits 
die Zuftimmung zu den Reorganiſationskoſten auf Grund einer nachträglichen 
bers. gen Vorlage zu ertheilen “ 2 
eferent v. Meding vert! — die beiden Commiſſionsanträge, indem er 
ſich auf die vorjährigen in dieſer Angelegenheit vollſtändig geführten Deduc⸗ 
tionen beruft; der Brünne ſche Antrag ſei unzweckmäßig. 255 
Hr. v. Zauder: Er befinde ſich auf 85 Standpunkte wie im vo⸗ 
rigen Jahre. Er ſei namentlich gegen den Verſuch einer Verſtändigung mit 
dem anderen Haufe, weil er keinen günſtigen Erfolg erwarte und er hierin 
eine Verzögerung der Frage ſehe, die nur dem anderen Hauſe angenehm ſein 
würde. Das Budget des Abgeordnetenhauſes müſſe verworfen werden, das 
Haus übe in ſolcher e ein Recht aus, und wenn hieraus ſich ein 
udgetloſer Zuftand 1 1 iege Wehe nen . a ee 
ung. Weiter zu gehen aber, und wie die Commiſſion 
an ber Berfaflung fe bee ſei äußerſt bedenklich: denn 
ob das Haus hierzu berechtigt fei, ſei höchſt Fr falls man nicht ger 
radezu hierin eine Ueberſchreitung der dem Haufe zustehenden Befugniſſe er⸗ 
klären wolle. Die Erklärung des Finanzminiſters in der Commiſſion ſcheine 
ihm ſo gedeutet werden zu müſſen, als ob auch fie die Berechtigung des 
a — N au dem zweiten Veſchluß nicht anerkenne. Er werde deshalb für den 
erſten Antrag und gegen de i immen, 5 x 
. vollſtändig ausreichen, den 


Sr. Dr. Götze: Für ihn würde es ſchon ; 

- Budget-Entwurf des anderen Haufes ab nen, wenn daſſelbe auch nichts 
weiter geſtrichen hätte als die 31,000 Thlr. für die geheimen Fonds. Hierin 
trete die tendenzidje Geſinnung des anderen Hauſes kkar hervor, und mit 
einem ſolchen Haufe. könne die Regierung unmöglich fertig werden. Noch 
mehr aber machen die Beſchlüſſe des anderen Hauſes über den Kriegsetat 
einen Beitritt zu dem ganzen Etat unmöglich. Es würde ſich alſo hieraus 
ergeben, daß kein Budget zu Stande komme, und er meine, daß dies weder 
ein Unglück, noch gegen die Verfaſſung fei, Er ſtehe aber auch nicht an, der 

Regierungs⸗Vorlage zuzuſtimmen, da er bisher nicht überzeugt worden ſei, 

daß dieſe Felt hierzu nicht lige fe e 

Hr. Haſſelbach: Er 18 ich nur ungern an der Debatte, weil er 

ſich einerſeits im entſchiedenen Widerſpruch zu der Majorität des anderen 
Ä Hauſes befinde, aber ebenſo entſchieden ſich auch entfernt fühle von der Ma⸗ 


25 vorſchlägt, den Regierungs⸗Entwur 


wo nur das rohe Soldatenthum gewaltet habe, und richtet einen anerkennen⸗ 
X : Krieg im Intereſſe der Civiliſation 
geführt werde. „Wir aber“, ſchließt Redner, wollen die Erinnerung an das 
Bi 1813 aufrecht erhalten, wir wollen uns unſere tüchtige Heeresorgani: 
ation erhalten und deshalb können wir der Regierungsvorlage nicht zuſtim⸗ 


Ein eingebrachter Schlußantrag wird verworfen, und auf Wunſch des 
Abg. Grafen Schwerin die Verkagung der Debatte angenommen. — Abg. 
Dr. Wantrup entgegnet in einer perſönlichen Bemerkung dem Abg. Sta⸗ 
venhagen, daß er es zwar nicht bis zum General, ſondern nur bis zum 
Premierlieutenant gebracht habe, aber dennoch glaube, fähig und berechtigt 
N } as ſeine Anſicht 
über dic Stellvertretung betreffe, fo ſei dieſe nicht durch Rückſicht auf feine 


Nächſte Sitzung Montag 10 Uhr. Tages⸗ 
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errenhauſes haben durch Prof. Drake eine Marmorbüſte 
tahl's anfertigen laſſen und dem Hauſe überreicht. Der Präſident theilt 
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unannehmbar jei; er gebe auch zu, daß es für die Regierung unmöglich ſei, 
mit einem Hauſe zu regieren, welches ſelbſt bei Beſetzung der Stelle eines 
Regierungsraths drein reden wolle. Die Armee⸗Reorganiſation, dies gebe 
er ebenfalls zu, könne nicht rückgängig gemacht werden, am wenigſten in dieſem 
Moment. Er ſtehe auch nicht an, es offen zu 1 daß die Fortſchritts⸗ 
partei im Daß Apel fe darauf ausgehe, die Macht des Königthums zu 
brechen. Das Königthum habe viel feſtere Wurzeln im Volke als jene Par⸗ 
tei glaube, und werde ſtark genug ſein, dieſe vielmehr zu brechen. (Die bis⸗ 
herigen Ausführungen des Hrn. H. werden von der Majorität mit ſuntwab⸗ 
rendem Beifall begleitet.) 


verzichten müſſen, wenn er zu ſeinem Schlußvotum komme. In dieſer Be⸗ 
ziehung gelbe es ſich, ob man mit oder ohne Verfaſſung beſtehen wolle, und 
da entſcheide er ſich für die Verfaſſung und insbeſondere gegen den verfaſ⸗ 
ſungswidrigen zweiten Commiſſionsantrag. Dieſer ſei ganz unzuläſſig, weil 
überhaupt nur der Beſchluß des anderen Hauſes dieſem Hauſe rechtlich vor⸗ 
liege, weil eine Amendirung der 1 durch dieſes Haus ungeſetzlich ſei. 
In dieſer Anſicht habe ihn auch die Arnim'ſche Broſchüre nicht erſchüttern 
können, da Herr v. Arnim im Weſentlichen nichts anderes geltend mache, 
als daß, wenn feine ie Redners) Anſicht Platz greife, das Herrenhaus eine 
unwürdige Rolle ſpielen würde. Die eng des Finanzminiſters in der 
Commiſſion erſcheine ihm höchſt dunkel: er halte es gar nicht für ſo leicht, 
einen Weg zu finden, wie das Haus den Abgeordneten⸗Etat adlehnen und 
doch ſich poſitiv ausfprechen ſolle. Wie die budgetloſe Regierung für nicht 
verfaſſungswidrig mit Hrn. ef zu halten, ſei unerklärlich: er ſeinerſeits 
halte das budgetloſe Regiment für verfaſſungswidrig und auch für ſehr ver⸗ 
derblich, weil dann zu wenig ausgegeben würde, viele nothwendige Ausgaben 
unterbleiben müßten. Hr. v. Zander, wenn er ſich für die Budgetverweige⸗ 
rung erkläre, unterſcheide ſich nur durch die Motive von dem Abg. Jacoby 
und treibe das Land ebenfalls zur Steuerverweigerung. Um die budgetloſe 
1 vermeiden und doch die wichtigſten Staatsinſtitutionen zu er⸗ 
halten, bleibe nichts anderes übrig, als der Brünneck'ſche Antrag. Derſelbe 
ſei entſtanden aus dem Gefühle, die Regierungsvorlage für die Zukunft zur 
Durchführung zu bringen und den Conflict mit dem andern Hauſe zu ver⸗ 
meiden. Es gebe zwar Mitglieder in dieſem Hauſe, welche dieſen Conflict 
für ein Glück halten, er ſeinerſeits aber glaube, dieſer Conflict verzehre das 
Mark des Landes, untergrabe die Liebe zum Königthum und rufe Erbitte⸗ 
rung im Bürgerſtande hervor, wie Redner, der in Mitten der Verwaltung 
einer großen Commue ſtehe, am beſten u erfahren Gelegenheit gehabt habe, 

ur Löſung des Conflicts gebe es zwei Mittel: außerhalb und innerhalb der 

erfaſſung. Er erkläre ſich für die letztere Alternative und gegen die Löſung 
durch Staatsſtreich. Die Regierung habe die Pflicht, den Conflict zu löſen 
und ein ſolcher Verſuch könne es nicht genannt werden, wenn ſie der Lan⸗ 
desvertretung die Aufhebung des Art. 99 der Verfaſſung zumuthe, wenn fie 
aus beſchließenden Kammern berathende machen wolle. Die Regierung habe 
auch die Pflicht, ein Budget zu vereinbaren. Durch energiſches Vorgehen, wie 
Hr. v. Kleiſt⸗Retzow von der Regierung verlangt, haben ſich, dies habe der 
Erfolg gezeigt, wahrlich die Herzen der Regierung nicht zugewendet, wie Hr. 
v. Kleiſt prophezeit habe. — Schließlich erklärt der Redner, daß die beiden 
Theile des Verbeſſerungsantrages untrennbar ſeien: würde aber gleichwohl 
eine getheilte Abſtimmung beantragt, ſo möge man über den Antrag B., für 
den er unter allen Umſtänden ſtimmen würde, zuerſt abſtimmen. 

Der Finanzminiſter: Er ſtimme dem Vorredner bei, wenn er den 
budgetloſen Zuſtand für bedauerlich halte: es komme nur auf die Mittel und 
Wege an, wie derſelbe vermieden werden könne. In dieſer Beziehung ſei 
es ihm unbegreiflich, wie der Regierung die Verpflichtung obliegen könne, 
ein Budget herbeizuführen, da die Löſung dieſer Aufgabe nicht allein in der 
Hand der Regierung liege, es vielmehr hierzu der Zuſtimmung beider Häufer 
bedürfe. Die Regierung aber habe keine Macht über die Vota der beiden 
Häuſer und ein neuer Etat, welcher gleichmäßig beiden Häuſern genüge, ſei 
für die Regierung unmoglich. Was feine in der Commiſſion abgegebene 
und von dem Vorredner angegriffene Erklärung angehe, ſo habe er bei dem 
Wunſche nach einer poſitiven Erklärung an eine motivirte Ablehnung des 
Abgeordneten⸗Etats gedacht, in der Art: das Haus lehne die Beſchlüſſe des 
andern Hauſes ab, weil dies und dies in demſelben unannehmbar erſcheine. 
Dadurch würde das hohe Haus zu erkennen geben, wie es über die Strei⸗ 
e in andern Hauſes denke und dies würde der Regierung er⸗ 

ein. * 

raf Rittberg: Die Staatsregierung ſei allerdings nicht e ge⸗ 
weſen, die e ee im Ordinarium des Etats aufzuf Nau 
ehe dieſelbe definitiv geſetzlich geregelt war. Aber das Abgeordnetenhaus 
theile die Schuld mit der Regierung durch die zweimalige Bewilligung der 
Reorganiſationskoſten. Das Budget des Abgeordneten⸗Etats ſei unannehm⸗ 
bar, das Nichtzuſtandekommen eines Etats, das ſich daraus ergebe, ein gro⸗ 
ßer aber nothwendiger Uebelſtand. Der erſte Antrag der Commiſſion müſſe 
deshalb angenommen werden, für den zweiten fehle es aber dem Hauſe an 
der Berechtigung. 

Herr Baumſtark: Er würde im Abgeordnetenhauſe in die meiſten dort 
beſchloſſenen Abſetzungen nicht gewilligt haben, auch nicht in die Abſetzung 
der Meorganifatipnstoften aus ſpecifiſchen, in der Sache ſelbſt beruhenden 
Gründen. Er meine, es empfehle ſich nicht, um kleine Summen mit der 


wün i 


Staatsregierung zu makeln. Die Heetesreorganifation entſpreche ihrem Ur⸗ 


ſprung und der Haupttendenz nach dem Beduͤrfniß des Landes und der Zeit. 
Es ſei aber jetzt die Zeit der großen Conflicte und da frage es ſich, ob die 
Bedenken, die man bisher gehabt, noch am Orte ſeien. Er halte dafür, daß 
der eingebrachte Verbeſſerungsantrag der allein richtige Weg ſei, um aus 
dem Conflict zu kommen. — Er acceptire das Zugeſtändniß des Finanzmi⸗ 
niſters, daß dieſes Haus den Etat nur annehmen oder ablehnen dürfe, und 
zwar in der Geſtalt, wie er aus dem Abgeordnetenhauſe hierher gelange. Es 
ei aber nicht richtig, wenn der Finanzminiſter behaupte, durch Annahme des 
Etats des Abgeordnetenhauſes billige man auch die dort vorgenommenen 
Abſetzungen. Dies ſei nicht die Anſicht der Amendementsſteller; dieſelben 
nehmen vielmehr, trotzdem ſie die Abſetzungen eines billigenden Etat an, 
weil ſie ſich hierzu rechtlich und ſittlich für verpflichtet halten, rechtlich durch 
die Verfaſſung, ſittlich, weil der Schaden der Abſetzung minder groß ſei 
als die Ablehnung des ganzen Etats. Er müſſe ferner weiter gehen als der 
Fenn e und eine Verpflichtung der Staatsregierung anerkennen, ein 
udget zu Stande zu bringen; die Regierung dürfe ſogar vor dieſes Haus 
überhaupt gar nicht treten, ohne eine Verſtändigung mit dem andern Hauſe 
über einen Budgetentwurf. Das gegenwärtige Verfahren ſei ein anomales 
und im Widerſpruch mit Sinn und Geiſt der Verfaſſung, Die Regierung 
habe aus der Finanz⸗ und Heeresfrage eine Verfaſſungsfrage, einen ſtaats⸗ 
rechtlichen Conflict gemacht, über den namentlich der Juſtizminiſter ſich aus⸗ 
zulaſſen, Urſache hätte. Im Lande herrſche der Conflict nicht wegen einer 
Finanz⸗ oder Heeresfrage, ſondern darum, daß man mit Richtung und 
Maßregeln der Regierung nicht einverſtanden ſei, weil man glaube, daß 
dieſe Regierung dem Lande und Staate nicht heilſam ſei. — Der Finanzmi⸗ 
niſter habe eine Seite der Verpflichtung der Regierung zur Zuſtandebringung 
eines Etats nicht berückſichtigt. 8 1 
Wenn die Regierung Abſetzun en an ihrem Etat erfahre, ſo bleibe ihr 
das Mittel der wiederholten Aufloſung des Abgeordneten⸗Hauſes; ſei dies 
erfolglos, ſo müſſe das Miniſterium zurücktreten, ſo fordere es der Geiſt der 
Verfaſſung, der ein Verſtändniß zwiſchen ni und Landesvertretung 
nothwendig erfordere. Die vorliegende Hauptfrage angehend, wolle Redner 
mit ſeinen Freunden Annahme der Vorlage, wie ſie das Abgeordneten⸗ 
Da beſchloſſen, zugleich aber die Zufage, die Reorganiſationskoſten in Zur 
unft zu bewilligen. Das Abgeordneten⸗Haus habe für Krieg⸗ und Marine⸗ 
miniſterium 40 Millionen Thaler ungefähr bewilligt, damit ſei die Regie⸗ 
rung im Stande, auszukommen, und wenn man wegen geſtrichener 5 Millio⸗ 


nen das Hüune Budget verwirft, fo bringe dieſes Haus ſelbſt die Regierung f 


in eine ſchlimme Lage, denn der Regierung würde es viel leichter ſein, die 
nachträgliche Genehmigung für 5 Millionen als 140 Millionen zu erhalten. 
Die Verwerfung des Budgets ſei wider die Verfaſſung, treibe die Regierung 
u Staatsſtreichen und diene weder der Krone noch dem Heere. Nur aus 
Parteihaß aber gegen die im andern Haufe herrſchende Richtung das Budget 
des andern Hauſes zu verwerfen, ſtehe doch zu allerletzt dieſem Haufe zu. 
Er warne vor Verwerfung aus dem Motive des Parteihaſſes, der, ſortgeſezt, 
wie er auch in dieſem Hauſe bisher gepflegt worden ſei, fiolhwendgg zu dem 
Ruin des Landes führen müſſe. Die Lage des Landes lege der Regierung 
gebieteriſch die Pflicht auf, eine Löfung des Conflicts zu verſuchen und Con? 
ceſſionen zu gewähren, welche gewiß im Lande bei den ihr bisher entgegen“ 
ſtehenden Richtungen Boden gewinnen würden. 

Hr. v. Kleiſt⸗Retzow: Wenn der Vorredner davon We daß er 
und feine politiſchen Freunde ſich grundſätzlich von den Berathungen fern 
halten, weil ſie ſich keinen Erfolg für ihre Beſtrebungen verſprechen, ſo be⸗ 
daure ich das, und ich kann verſichern, daß die Majorität ihnen nicht feind⸗ 
lich geſinnt iſt, ſondern im Gegentheil ihnen ein Gefühl der Liebe und Zu⸗ 


neigung entgegenträgt. Wenn Sie es indeß Fend u zu ſchweigen, und 


von dieſer Tribüne aus ihre Meinung in das Land zu tragen, ſo muß ich 


annehmen, daß Ihnen der Glaube an ihre Sache fehlt. Was ſollten denn 
die ae en conſervativen Abgeordneten 1 Ich habe mich über manche 
antidemokratiſche Aeußerung des Hrn. Haſſelbach gefreut, bin aber zugleich 


jorität dieſes Hauſes. Er gebe zu, daß der Etat des Abgeordneten⸗Hauſes 


Er habe ſoweit hier Zuſtimmung zu finden erwartet, werde aber hierauf 
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über den Widerſpruch zwiſchen feinen Worten und Thaten ſchmerzlich be⸗ 
trübt. Er hat monarchiſch angefangen und damit geſchloſſen, die Regierung 
ſolle 3 — Wir ſehen auch nicht ſo troſtlos in die aud wie er; 
denn wir haben Glauben an die Sache, die wir vertreten, und ſind daher 
freudig geſtimmt. Ich nehme noch den Standpunkt ein, den ich vor 2 Jah⸗ 
ren eingenommen habe. — . ML 

Das Herrenhaus hat durch die Lebenslänglichkeit feiner Mitglieder eine 
Continuität erlangt, die weit über die Lebensdauer der Legislaturperioden 
des andern Hauſes hinausgeht, und es iſt daher verpflichtet, von einem ein⸗ 
mal gefaßten Beſchluſſe nicht ohne genügende Gründe abzugehen. Es kom⸗ 
men aber materielle Gründe im vorliegen Falle hinzu, um uns zur Aufs 
rechthaltung des vorjährigen Beſchluſſes zu veranlaſſen. Es iſt dies zu⸗ 
nächſt der verfaſſungswidrige Beſchluß des Abgeordnetenhauſes vom vorigen 
Jahre, daß die Annahme des Regierungsbudgets unſererſeits null und nich⸗ 
tig ſei; verfaſſungswidrig, weil es gegen Art. 62 der Verfaſſung verſtößt. 
Durch die Art der Ueberſendung des Etatsgeſetzes hat ferner der Präſident 
des andern Hauſes die Wiederholung unſeres Beſchluſſes zu erſchweren ge⸗ 
ſucht. Die Verfaſſung ſagt allerdings, daß das andere Haus den erſten Be⸗ 
ſchluß über den Etat zu faſſen, ſagt aber nicht, das Herrenhaus habe den 
letzten Beſchluß zu faſſen. — Materiell iſt allerdings ſeit dem vorigen Jahre 
der Conflict verſchärft worden, der von Anfang an kein militäriſcher Con⸗ 
flict war. Niemals hat das Abgeordnetenhaus als ſolches die Rücknahme 
der Reorganiſation verlangt. Dieſe hat ſich bei der polniſchen Grenzbeſetzung, 
bei dem Ausrücken nach Schleswig vortrefflich bewährt, und ich ſtehe nicht 
an, das Verlangen der Rücknahme der Reorganiſation offenen Landes ver⸗ 
rath zu nennen. Redner geht nun auf die ſeiner Anſicht nach eigentlichen 
Motive der Streichung der Reorganiſationskoſten ein und verweiſt in dieſer 
beziehung auf den Beſchluß des Abgeordnetentages zu Frankfurt, durch alle 
geſetzlichen Mittel, d. h. alſo durch Ausübung der ihnen zuſtehenden Rechte 
bei der Budgetberathung die Regierungen zu nöthigen, die dort beſchoſſene 
Politik zu befolgen, Preußiſche Abgeordnete hätten ſich auch dabei betheiligt 
und ſo zur Demüthigung ihres eigenen Vaterlandes die Hand geboten. Man 
hat das Budgetrecht des Landtages ſo ausgelegt: das Abgeordnetenhaus ſpreche 
im Namen der Steuerzahler die Bewilligung aus, das Herrenhaus ſage das fiat 
und die Krone ertheile ſodann ihre Sanction. Auf dieſe Weiſe wird dem 
Herrenhauſe und der Krone die entwürdigende Stellung des Kopfnickens 
felt r Pagode zugewieſen. Dagegen müſſen wir an unſerer Anſicht 
eſthalten. 

Wir gehen bei jedem Geſetz auf die Regierungsvorlage zurück, doppelt ift 
dies bei dem Staatshaushaltsetatsgeſetz unſere Pflicht. Kommt kein Etats⸗ 
geſetz wegen Mangels der Uebereinſtimmung der drei Factoren zu Stande, 
dann tritt das alte Recht des Landes ein, daß der König als bonus pater 
familias für die Erhaltung des Staates allein zul ſorgen⸗ hat, Ich betrachte 
dieſen Zuſtand als einen abnormen, und daher halte ich es für Pflicht, auf 
die Regierungsvorlage zurückzugeheu, um dadurch der Regierung eine Stütze 
zu geben. Auf dieſe Weiſe können wir den Conflict durch Beſiegung der 
Gegner beendigen. Ich bin gegen jede Beendigung des Confliets durch Nach⸗ 
gie igkeit; deshalb trete ich auch dem Antrage des Herrn Haſſelbach entgegen. 
Derſelbe bindet die Regierung an einen unvollſtändigen, von ihm ſelbſt als nicht 
ausführbar anerkannten Staatshaushaltsetat; was er giebt, iſt Wind, nichts 
als Wind, denn er kann keine Garantie von Seiten des andern Hauſes ge⸗ 
ben, daß daſſelbe auch ſpäter die Reorganiſationskoſten bewilligen wird. Nach 
iner weiteren Kritik der Anſicht des Abgeordnetenhauſes über das ihm zu⸗ 
tehende Budgetrecht, fährt Redner fort: Es handelt ſich jetzt nicht mehr um 
den Conſtitutionalismus, ſondern um die verführeriſche Lehre der Volksſouve⸗ 
ränetät, als deren Träger das andere Haus betrachtet wird. Man darf einem 
Parlamente nicht nachgeben, von deſſen Tribüne aus Diener des Königs öf⸗ 
fentlich zur Steuerverweigerung auffordern, das wegen Hochverraths inhaf⸗ 
tirte Mitglieder freizulaſſen gewagt hat. (Bravo.) Wenn nicht die patriar⸗ 
chaliſche Geſinnung des Landes uns daver bewahrt hätte, dann ſtänden wir 
längſt vor dem Abgrunde, wären wir dem Despotismus verfallen. (Bravo.) 
Ich kann auch nicht zugeben, daß nur, wie ebenfalls geſagt worden, die 
Wahl zwiſchen Nachgeben oder Verfaſſungsbruch noch vorhanden iſt. Es 

tebt hier kein: entweder — oder. Durch Nachgeben gerade würde die Vers 
aſſung gebrochen werden. Sie würde gebrochen werden, wenn wir zugeben, 
daß ſich der König die Wahl ſeiner verantwortlichen Rathgeber vom andern 
Haufe vorſchreiben laſſen ſoll. — Inſofern iſt erben die Lage ſchlimmer 
als 1848, weil die frübere Regierung ſelbſt Zur Herbeiführung derſelben bei⸗ 
getragen hat. Deshalb muß aber eben die Regierung Geduld haben mit dem 
irre geleiteten Volke, bis dieſes Glauben an die Regierung erlan Se 
braucht nur im Innern fo activ vorzugehen, wie fie fen ‚einigen | bel n 
der auswärtigen Politik vorgegangen iſt, und alle geiſtigen Kräfte des Lan⸗ 
des um ſich zu ſammeln, dann werden alle Schwierigkeiten ſchneller vergehen, 
als der Märzſchnee ſchmilzt; das Volk wird ihr zujauchzen. Unterſtützen wir 
die Regierung auf dieſem Wege der Pflicht und des Ruhmes durch Annahme 
der Commiſſionsanträge. (Lebhaftes Bravo.) 

Profeſſor Schubert: Ich gehe von der Anerkennung aus, daß Preußen 
ſeine Größe und feinen Ruhm ſeinem Fürſtenhauſe verdankt, aber ich erachte 
die von dem vorigen und dem gegenwaͤrtigen Könige beſchworene Verfaſſung, 
das Grundgeſetz des Landes, für das Fundament unſeres Staats! 5 
gegen deſſen einzelne Artikel ich ſo lange 118 0 und ſtimmen werde, 
als ſie ſich darin befinden. Damit 25 meine Stellung zur Sache genügend 
bezeichnet. Ich ſchließe mich dem Antrage der HH. Baumſtark und Haſſel⸗ 
dach an, weil er geeignet iſt, die Vermittelung mit dem andern Hauſe berbeis 
zuführen. Dem zweiten Vorſchlage der Budgetcommiſſion beizutreten, fühle 
ich mich außer Stande, weil er meiner Ueberzeugung nach dem Art. 62 der 
Verf.⸗Urk. widerſpricht. Ich bin durchaus nicht mit allen Abſetzungen des 
Abgeordnetenhauſes, namentlich nicht der Koſten der Reorganiſation, der ich 
durchaus nicht 1 bin, einverſtanden. Wenn aber das Abgeordneten⸗ 
haus *%, der Ausgaben bewilligt und alle Verwaltungszweige reichlicher 
als je bedacht hat, dann will ich nicht die Verantwortung für die Verwer⸗ 
jung auch dieſer ie übernehmen. Durch die Verwerfung genehmigen Sie 
nicht die Reorganiſation, der budgetloſe Zuſtand erſtreckt fi dann über alles. 
Nichts iſt der Art ein Agitationsmittel für die Sr. dieſes Conflicts, 
als dieſer budgetloſe Zuſtand. — Einer neuen Vorlage ſeitens der Regie⸗ 
rung ſteht nichts entgegen im Sinne des von meinen Freunden eingebrachten 
Antrages. Für die Anträge der Commiſſion kann ich nicht ſtimmen. 

Herr daſſ elbach berichtigt thatſächlich, daß er nicht, wie Herr v. Kleiſt⸗ 
Retzow meine, der Regierung Wind gebe, ſondern er gehe ihr hundert und 
einige dreißig Millionen; Herr v. Kleiſt gebe ihr gerade Wind dadurch, daß 
er das ganze Budget verwerſe. (Heiterkeit. ) 192 er 

Herr v. Kleiſt⸗Retzow: Der Wind habe ſich nur auf die 5 Millionen 
bezogen. } 5 ö 

Graf Arnim⸗Boytzenburg: Der Redner kritiſirt ſehr ausführlich das 


g Der Abgeordnetenetat 
ſei zweifellos unannehmbar, auch für die Amendementſteller ede An⸗ 
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ch helfe die angehängte Reſolution nicht fort. Der Finanzminiſter ftelle 
m 1 Busgetabſehnung als lat bin, aber eine 5 


gender Schritt geweſen, rückgängig aber könne dieſer Schritt nicht 7 gemacht 
eorganiſation Mi 


gegenüber, 
Nie dem Abgeordnetenhauſe die⸗ 


der Discuſſion wird angenommen. 
am» Steinhöfel (perſonlich): Wenn die Verfaſſung im 


: müßte 
gegen die Verſaſſung und für die Erhaltung des Eu PA allerdings 


8 Ir 8 

Bei der Specialdiscuſſion ortet Graf Gröben mit Wärme den 
eben mitgetheilten Antrag . der Diäten der Abgeordneten. Herr von 
Seuft⸗ l ſach et, die Ausführungen des Vorredners hätten viel für 
ſich, aber in der Verfaſſung ſtehe: „die Mitglieder des Abgeordneten⸗Hauſes 
erhalten Diäten“; der Commiſſions⸗Antrag ſei daher eine Art Widerſpruch 
gegen die Verfaſſung und man möge das Odium des Verfaſſungsbruchs doch 
ausſchließlich der ne aſſen. 5 

Auch Herr v. Bernuth und Graf Arnim ſprechen ſich mit N 
die Verfaſſung gegen den Antrag aus; letzterer hebt hervor, ſchicklicher Weiſe 
dürfe das Herrenhaus überhaupt in dieſer Frage nicht die Initiative er⸗ 
greifen. — Herr v. Kleiſt⸗Retzow für den Antrag: die Verfaſſung ſpreche 
nicht dagegen; denn nach den betreffenden Worten ſtehe der Zuſatz: „na 
Maßgabe des Geſetzes“; da nun ein die Diäten regelndes Geſetz nicht be⸗ 
ſtehe, ſo ſei die Zahlung von Diäten ein Verfaſſungsbruch, den das 
. nicht billigen dürfe, Redner ergeht ſich darauf in begeiſterten 

orten über die Blüthe einer ſelbſtſtändigen Ariſtocratie und in Ausfällen 
gegen Herrn Haſſelbach und das Abgeordneten⸗Haus, dem man es legen 
müſſe, daß es ſich hier jedes Jahr ſechs Monate amüſire. 3 

Herr v. Zander: Aus Rückſichten des Anſtandes, der eine Einmiſchung 
in die interna des andern Hauſes verbiete, gegen den Antrag. 

Herr Götze: Es fehle an einem Geſetz über die Diäten, und der Antrag 
enthalte eine Nöthigung für die Regierung, ein ſolches Geſetz herbeizuführen. 

Der Antrag wird darauf mit ſchwacher Majorität abgelehnt. . 

Obne Discuſſion wird ein Antrag der Commiſſion angenommen, der die 
Verbeſſerung der Löhne der Unteroffiziere und Soldaten als wünſchenswerth 
anerkennt, aber dieſe Sache vertrauensvoll in die Hände der Regierung legt. 

Endlich folgen die e Der Brünneck⸗Haſſelbach ſche 
Antrag wird gegen eine kleine Minorität abgelehnt. Gegen denſelben ſtimmt 
u. A. Hr. Prof. Telllampf. Die Ablehnung des Etats des andern Hauſes 
erfolgt mit großer Majorität. Vor der Abſtimmung wegen Wiederheſtellung 
des die ierungs⸗Etats erklärt Herzog v. Ujeſt unter Hinweiſung auf feine 
Auslaſſung vom 11. Oktober 1862, daß er und feine politiſchen Freunde 
gegen dieſe Herſtellung ſtimmen werden. Bei dem Namensaufruf wird dann 
die Herſtellung des Regierungs⸗Etats mit 58 gegen 17 Stimmen beſchloſſen; 
dagegen ſtimmen: Herzog von Ratibor, Schubert, Tellkampf, Graf Pork, 
v. Zander, Baumſtark, Berndt, v. Bernuth, Baier, Blömer, Brünneck, Gru⸗ 
ner, Haſſelbach, Herzog von Ujeſt u. a. — Der Abſtimmung enthalten ſich 
ſechs Mitglieder: Sr Rittberg, Fürft Radziwill, Heffter, Prinz v. Hohen⸗ 
lohe⸗Ingelfingen u. a. — Damit ſchließt die Sitzung 4 Uhr. Nächſte Sy: 
zung wahrſcheinlich Montag. 


Berlin, 23. Jan. [Amtliches.] Se. Maj. der König haben aller⸗ 
gnädigſt geruht: Den Geh. Regierungs⸗Rath, Profeſſor Dr. Schoemann 
u Greifswald und den königl. hannoverſchen Ober⸗Medizinal⸗Rath, Profeſſor 
dr. Woehler zu Göttingen, nach ſtattgehabter Wahl zu ſtimmfähigen Rittern 
des Ordens pour le mérite für Wiſſenſchaften und Künſte zu ernennen, 
erner dem ſeitherigen Regierungs⸗Präſidenten Frhrn. v. Schleinitz zu 

romberg die erledigte Stelle eines Regierungs⸗Präſidenten zu Trier zu 
übertragen. 0 2 a 

Dem Oberlehrer Dr. A. Krönig an der königl. Realſchule hierſelbſt ift 
der Profeſſortitel verliehen worden. 

Se. Maj. der König haben zu der von des Fürſten von Hohenzollern⸗ 
Hechingen 1590 beſchloſſenen Verleihung von Ehrenkreuzen, reſp. Medaillen 
des fürſtlich hohenzollernſchen Hausordens an die nachſtehenden Perſonen 
Allerhöchſtihre Genehmigung zu ertheilen geruht. Es haben erhalten: das 
Ehrenkreuz 1. Klaſſe: der Herzog von Sagan⸗Valengay, das Ehrenkreuz 
3. Klaſſe: der Oberſt⸗Lieutenank v. Eckartsberg, Bataillons⸗Commandeur 
im 2. Niederſchleſ. 2 
ſau, beauftragt mit der Vertretung des Commandeurs des 3. Bataillons 
(Löwenberg) des 2. Niederſchleſ, Landwehr⸗Regiments Nr. 7, der Hauptmann 
b. Tſchirſchlv, Compagnie⸗Chef im 2. Niederſchleſ. Infanterie⸗Regiment 

Nr. 47, der Hauptmann v. Loefen, Compagnie⸗Chef in demſelben Regi⸗ 
ment, der Nittmeifter C. Baur im kaiſ. öſterreichiſchen 8. Huſaren⸗Regiment, 
Kurfürſt von Heſſen, der Faif, ruſſiſche Kammermuſikus, Muſik⸗Director C. F. 
Weitzmann in Berlin, die ſilberne Verdienſt⸗Medaille: der Kammerdiener 
Sr. Hoheit des Fürſten, J. Schuler, der Vice⸗Feldwebel Thamm im 
2. Bataillon (Hirſchberg) 2. Niederſchleſ. Landwehr⸗Regiments Nr. 7. 

Berlin, 23. Jan. [Se. Maj. der König] empfingen heute 
um 10% Uhr den Oberſten und Flügel⸗Adjutanten v. Tresckow, welcher 
feine Rückberufung von Warſchau meldete; den General⸗Lieutenant Gra⸗ 
fen Monts, den Hauptmann Grafen v. Walderſee, der die Orden ſei⸗ 
nes Vaters, des verſtorbenen Kriegs⸗Miniſters a. D., überreichte, und 
den Oberſt⸗Lieutenant und Flügel⸗Adjutant Prinzen Hohenlohe, der zum 
Hauptquartier des General⸗Feldmarſchalls v. Wrangel nach Holſtetn 
commandirt if. Um 11 Uhr begann der Vortrag des Militär-, um 
1 Uhr der des Civil⸗Kabinets, an welchen ſich der des General⸗Feld⸗ 
marſchalls v. Wrangel und des General⸗Lieutenants v. Falckenſtein ans 
ſchloß. Ihre Majeſtäten diniren allein und beſuchen ſodann die Vor⸗ 
leſung des wiſſenſchaftlichen Vereins in der Singakademie. (St.⸗A.) 


[Die preußiſche Circulardepeſche an die deutſchen Regie⸗ 
run 1 1 welche Herr v. Bismarck in der Sitzung des Abgeordnetenhauſes 
verleſen hat, datirt vom 19. d. M. und ſpricht ſich über die Grundzüge der 
von der e in der ſchleswig⸗holſteiniſchen Frage befolgten Politik 
aus. Dieſelbe hebt zuerſt hervor, daß der Entſchluß, Schleswig zu occupi⸗ 
ren, keineswegs im Gegenſatze in irgend einem poſitiven Bundesbeſchluſſe 
ſtehe, da der Beſchluß vom 14. ein rein negativer ſei. Dieſer Beſchluß könne 
daber nur die Folge haben, daß die beiden Großmächte bei ihrer Action 
nicht als Beauſtragte des Bundes handeln und daher kein Grund ſei, dieſer 
Action Hinderniſſe, reſp. Schwierigkeiten bei dem Durchmarſch durch Holſtein 
in den Weg zu legen. Es ſcheine überhaupt die Weigerung, ſich der Action 
Preußens und Oeſterreichs anzuſchließen, auf einem Mißverſtändniß zu be⸗ 
ruhen. Ganz ungerechtfertigt ſei der Vorwurf, daß Preußen beabſichtige, 
den Zuſtänden in Schleswig und Holſtein eine längere Dauer zu ſichern, wie 
ich denn auch an dieſen Irrthum der Glaube mers daß entweder bloß die 

ortdauer dieſer Zuſtande möglich ſei, oder der Erbprinz von Auguſtenburg 
zum Herzog eingeſetzt werden müſſe. Ohne die letztere Frage erörtern zu 
wollen, ſei doch darauf aufmerkſam zu machen, daß die preußiſche Regierung 
Rückſicht auf die Verträge und die internationalen Beziehungen nehmen 
müſſe. Ueberdies habe der Bund in der Erbfolgefrage noch leine 1 1 5 
dung Aae und es ſei zu wünſchen, daß die Prüfung mit gu eſter 
Gründlichkeit vor fi gegen möge, Auch ſei wohl zu erwägen, daß, wenn 
die en nur für Holſtein ohne Schleswig entſchieden werde, die 
Ran Sache der Herzogthümer in eine nachtheilige Lage gerathen würde. 
an dürfe nicht vergeſſen, daß der Bund keinen Eroberungskrieg gegen 
Dänemark führen könne und daß deshalb die Ordnung der Verhältniſſe mit 
der größeſten Vorſicht in die Hand zu nehmen ſei. Was die zu⸗ 
kanftige ung betrifft, ſo wird in der Depeſche zunächſt con⸗ 
icht daß die von Dänemark 1851/1852 gemachten Verſprechungen die 
v 5 der ogthümer in keiner Weiſe geſichert hätten, daß eine Fort⸗ 
ih rauf zolge deſſen eingetretenen Zuſtände unmöglich ſei, und Deutſch⸗ 
land * Rech gen muſſe, daß ſtatt derſelben eine vollkommene Sicher: 
ftellung 65 na ‚Berogtbümer und der deutſchen Bewohner derſelben 
eintrete. mu en dann die Combinationen . um dieſe Sicher⸗ 
ſtellung herbeizuführen. Eine derſelben gehe dahin, daß die Frage nur mit 
Aufhebung der Bulemmenge Brigteit der Herzogthümer zu löſen ſei. Einer 
ſolchen Löſung ſei für von all, daß die Gründung einer neuen Dynaſtie 
nicht angänglich wäre, je enfalls die Herſtellung einer neuen Perſonalunion 
iſchen den Herzogthümern > Dänemark vorzuziehen, zugleich mit der 
hgabe der Erhebung Rendsburgs zur Bundesfeſtung und anderweitiger 
nöthiger Garantien. Eine ſolche Stellung der Herzogthümer werde allerdings 
die Zuſtimmung der anderen europaiſchen Mächte erlangen müſſen, wie es 
denn auch für die Herzogthümer ſelbſt wunſchenswerth ſei, daß ihre Stellung 
die Sanction Curopa's erlange. ee ſei das von den beiden deutſchen 
Großmächten Erzielte, nämlich entweder Aufhebung der Novemberverfaſſung 
oder Occupation Schleswigs, eine beſſere Grundlage für Verhandlungen, als 
das Verweilen in Holſtein und die Nicht⸗Oecupation Schleswigs. Man 
dürfe ſich alſo der Hoffnung hingeben, daß die deutſchen Mächte der preu⸗ 
ßiſchen 1 zuſtimmen würden. — So viel man aus Frankfurt hört, foll 
obiges Aktenſtück im Allgemeinen einen guten Eindruck gemacht haben. We⸗ 
nigſtens beſteht kein Zweifel mehr darüber, daß die Bundes⸗Commiſſarien 
Juſtructionen empfangen werden, den Durchmarſch der Decupationstruppen 
nicht zu hindern, vielmehr auf jede Weiſe zu erleichtern. . 

[Ein Schreiben aus Holftein an Hrn. v. Kleiſt⸗Retzow,] 
Die „Hamb B.“ enthält einen offenen Brief von dem Abgeordneten 
des 7. bäuerlichen Wahldiſtriets in Holftein, L. Meyn, an Hrn. von 
Kleiſt⸗Retzow, der in feinem allgemein intereſſanten Theile lautet: 

„In der That, mein Herr, nach Gegnern der legitimen Erbfolge, nach 
Freunden einer neuen Dynaſtie, deren beabſichtigte mice nicht perfekt 
geworden, oder gar nach Freunden des dänischen Regimentes ſuchen Sie hier 
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im Lande vergebens; vorſichtige und zurückhaltende Charaktere werden Sie 
in einer ſeßhaften Bevölkerung, welche, wie die unſere, einer jeden politiſchen 
Agitation abhold iſt, ſtets Einige finden, Querköpfe, wie man ſie in Preußen 
kennt, welche beſſer wiſſen wollen, wo uns der Schuh drückt, als wir ſelber, 
giebt es bei uns noch nicht. Die Vorwürfe, welche Sie der Bundesarmee 
und den Commifjairen machen, brauche ich nicht abzuweiſen, fie prallen zurück 
von dem Harniſch der Correctheit in der Bundestreue, welche weltbekannt iſt 
und allen Gliedern des durchlauchtigen deutſchen Bundes zu wünſchen wäre. 
Auch Ihre Prophezeiung des Unheils e ich gelten. kommt uns daſſelbe 
doch von einer Seite, wo Sie Beſcheid wiſſen konnten, und von der uns eigent⸗ 
lich das Heil kommen ſollte. Wenn Sie uns aber 2 — wegen dieſes dro⸗ 
henden Unheils dem angeſtammten Fürſten, dem Fürſten von Gottes Gna⸗ 
den, untreu zu werden, ſo kennen Sie das Volk nicht, zu dem Sie ſprechen. 
Schleswig⸗Holſtein iſt kleiner als Preußen, aber älter und innigſt verwachſen 
mit ſeiner Dynaſtie. Das Herzogthum Holſtein iſt ein völlig ebenſo ſouve⸗ 
raines Bundesland als das Königreich Preußen. Der Unterschied der Größe 
macht in den Geſetzen der Ehre und der Treue keinen Unterſchied, und eine 
Lehre, die Sie dem Preußen nicht geben werden, ſollten Sie auch uns er⸗ 
ſparen. Ungeſtraft zwar nennen Sie den von Gottes Gnaden dem Lande 
geſchenkten Erbherzog einen Prätendenten, obgleich neben ihm Niemand einen 
Erbanſpruch erhebt, und nur ein auswärtiger Fürſt mit einer nicht perfekt 
ewordenen Schenkungs⸗Urkunde pon unberufener Hand dagegen ſteht. Sie 
aben aber zu geringe Kunde ſelbſt von den thatſächlichen jetzigen Verhält⸗ 
niſſen, als daß Ihr Ausſpruch auf einer gewiſſenhaften Prüfung der Rechte 
des Herzogs beruhen könnte, ich finde nichts darin, als ein raſch geſprochenes 
Wort, und Sie werden mir daher erlauben, anzunehmen, daß, wäre des 
Herzogs Macht ſo groß, wie ſein Recht, Sie ſich vor ihm beugen wür⸗ 
den. Wenn es wirklich Tauſende giebt, die da beten, daß Gott das Land 
vor einem Fürſten bewahre, der mit der Demokratie einzieht, ſo ſind dieſe 
Tauſende untreue Geſellen und auch Sie verrathen, daß Sie etwas Anderes 
im Auge haben, als wovon die Rede. Ich kann Sie verſichern, daß vor 
Herzog Friedrich VIII. das Gerücht einherzog, es komme mit ihm das Jun⸗ 
kerthum ins Land, und obgleich dieſer Auswuchs der ſocialen Verhältniſſe 
nirgends verhaßter iſt, als bei uns, die wir einen patriotiſchen opferfreudigen 
Adel im Lande haben, ſo wagten es doch die Hunderttauſende, die das Jun⸗ 
kerthum ſcheuen, ihren rechtmäßigen Fürſten anzuerkennen. Die Tauſende 
aber, von denen Ihr Gewährsmann ſpricht, welche aus Furcht vor Demokraten 
in ihrem Gebete verſuchen, den lieben Gott einen ſtrohernen Bart zu flechten, 
weiß ich aus genaueiter Kenntniß aller Kreiſe des Vaterlandes nicht zu finden, 
und ich glaube, ich darf ſie als fubjective Bilder bezeichnen, die in einem 
Kopfe entſtanden find, der nur ſich ſieht, ſtatt die Welt zu ſehen. Die De: 
mokratie, in der Sie eine Schreckgeſtalt erblicken, kann hier nicht einziehen, 
denn fie ift hier zu Haufe, ohne ſich deſſen bewußt zu fein. Die wüſte Des 
mokratie Dänemarks, wo ein hauptſtädtiſches Proletariat der Intelligenz das 
Land regiert, iſt hier zwar verhaßt, die edle und echte Demokratie aber, die 
aus dem Selfgovernment entſpringt, har hier von je, ſelbſt unter däniſchem 
Druck geherrſcht, ſie kann uns weder eingepflanzt noch ausgerautet werden, 
weil ſie uns zur anderen Natur geworden. Hier gilt Jeder nur, was er 
fee iſt. Dem klaren und nüchternen Verſtande des Anwohners der Nord⸗ 
ſee iſt es unmöglich, ſich vor eingebildeten Größen zu beugen, weil er über 
fie lacht. Da ich dies nicht obenhin, ſondern aus genauer Kenntniß des 
Volkscharakters ſpreche, fo wird Ihnen durch dies Alles klar geworden fein, 
daß Sie am 16. Januar das Herrenhaus über Dinge und Perſonen unter⸗ 
halten haben, die Sie nicht kannten, und werden Sie mir nicht verdenken, 
daß ich für meine Pflicht hielt, die Wahrheit an die Stelle des Geſagten zu 
ſetzen. Neuendeich bei Ueterſen in Holſtein, den 19. Jan. 1864. L. Meyn⸗ 
Abgeordneter des 7. ländlichen Wahldiſtrikts. 

[Der Schluß des Landtages! war nach offiziöfer Mittheilung 
auf Montag den 25. d. M. fixirt. In der Miniſterberathung am 
Freitag wurde indeß beſchloſſen, die Erledigung der Eiſenbahn⸗Vorlage 
noch abzuwarten, event. auch noch in die Discuſſion des neuen Berg⸗ 
Geſetzes einzutreten. Es iſt mithin nicht unwahrſcheinlich, daß der 
Schluß der Kammer erſt im Anfang nächſten Monats erfolgt. — Die 
„Kreuzzeitung“ ſpricht von einer langen Pauſe bis zur Wiedereinberu⸗ 
fung des nächſten Landtages. — Wir erinnern an eine früher von 
uns gebrachte Nachricht von dem Plane der Feudalen, den Landtag 
erſt zum äußerſten Termin d. h. den 15. Januar 1865 wieder einbe⸗ 
rufen, und bis dahin eine Reihe von Octroyirungen erlaſſen zu ſehen. 
Man ſagt uns, dieſer Plan ſei jetzt wieder in den Vordergrund getre⸗ 
ten und habe Ausſicht auf Verwirklichung. 

[Der König.] Wie verlautet, würde ſich Se. Maj. der König 
e Monat zu den preußiſchen Truppen in Schleswig⸗Holſtein 
egeben. * 

[Die Abreiſe Sr. königl. Hoheit des Kronprinzen! zur 
Uebernahme eines Commando's bei den Truppen in Schleswig⸗Holſtein 
iſt noch nicht feſtgeſetzt, und wird jedenfalls nicht früher erfolgen, als 
bis ſich auch die Garde-Regimenter in Marſch ſetzen. 

[Der Kronprinz und die Kronprinzeſſin! ſollen den hieſt⸗ 
gen Oberbürgermeiſter Seidel, welcher kürzlich bei ihnen zur Tafel 
geladen war, beſonders ausgezeichnet haben. 

[Confiscationen.] Die „Nat.⸗Ztg.“ und die „Tribüne“ find 
eonfiseirt worden. 

[Eine Art Dementi.] Die „Nordd. Allgem. Ztg.“ ſchreibt: 
„Mehrere Blätter berichten: Der Finanzminiſter Herr v. Bodelſchwingh 
habe durch Hindeutung auf die Schwierigkeiten, welche eine längere 
Fortdauer der Budgetloſigkeit für die Finanzverwaltung mit ſich führte, 
wie auf ſeine Abſicht, dieſen Schwierigkeiten eventuell durch einen Rück⸗ 
tritt aus ſeiner Stellung ſich zu entziehen, die Budget⸗Commiſſion des 
Herrenhauſes dazu vermocht, dem Hauſe die Annahme des Staats⸗ 
haushalts⸗Etats pro 1864, wie derſelbe aus den Berathungen des Ab- 
geordnetenhauſes hervorgegangen, zu empfehlen. Der jetzt vorliegende 
Bericht der Budget⸗Commiſſion ergiebt bereits, daß dieſe Angabe that⸗ 
ſächlich unwahr iſt. Wir bemerken jedoch noch ausdrücklich, daß die 
Notiz auch in Bezug auf die vermeintliche Stellung des Herrn Finanz⸗ 
miniſters zur Budgetfrage völlig unbegründet iſt.“ 

zönigsberg, 23. Jan. [Der Graf Chotomski,] welcher, 
vor einigen Tagen in Freiheit geſetzt, von Berlin hierher zurück⸗ 
kehrte, iſt am Donnerstag gegen Abend auf Verfügung des Staats⸗ 
Gerichtshofes wiederum, alſo jetzt das drittemal, in der Polenſache ver⸗ 
haftet worden. Diesmal wird der Graf vorläufig nicht nach Berlin 
ae werden, ſondern in dem hieſigen Gerichts⸗Gefängniſſe in Haft 
gehalten. 5 

Danzig, 22. Jan. [Marine.] Die Schiffsbauten auf der 
koͤnigl. Werft werden nach dem feſtgeſetzten Arbeitsplane fortgeſetzt, und 
zwar zur Zeit der Neubau der Corvetten „Hertha“ und „Meduſa“ 
weitergeführt, die Corvette „Vineta“ zur, Indienfiftellung wird beim 
offenen Waſſer aufgetakelt. (D. D.) 

tettin, 22. Jan. [Beſchlagnahme.] Die heutige Morgen⸗ 
ne der „Oder⸗Ztg.“ wurde wegen des Leitartikels mit Beſchlag 
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Nordhauſen, 21. Jan. [Freiſprechung.] Die Mitglieder 
des Vorſtandes des hieſigen ſchleswig⸗holſteiniſchen Vereins waren an: 
geklagt, durch die öffentliche Aufforderung in der „Nordh. Ztg.“ zum 
Beitritt und zur Beiſteuer, fo wie durch den Zuſatz zu 8 3 der Sta⸗ 
tuten, „wonach der Verein ſich bereit erklärt, auch von Nicht⸗Vereins⸗ 
Mitgliedern Beiträge in Empfang zu nehmen“, gegen die Verordnung 
vom 3. Dezember 1862 (wonach zu Collecten ꝛc. die Erlaubniß des 
Oberpräſidenten nöthig if) gefehlt zu haben. Heute ift jedoch die Frei⸗ 
ſprechung der Angeklagten erfolgt. Die Erlaubniß des Oberpräſidenten 
iſt übrigens heute ebenfalls eingegangen. (Ndh. 3.) 

Elberfeld, 22. Jan. [Stimmung der eingezogenen 
Reſerven.] Auf dem freien großen Platze vorm Stationsgebäude 
ging's heute Nachmittag recht lebhaft zu. Die laut Ordre auf dieſe 
Stelle einberufenen, zum Magdeburgiſchen Füfilier-Regiment Nr. 36 ge⸗ 
hoͤrenden Reſerven aus Elberfeld und Barmen ſowohl, als von aus⸗ 
wärts erſchienen ſehr zahlreich mit Angehörigen und Freunden und 
waren vom beſten Geifte beſeelt. Eine frohe Schaar aus Werden und 
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Umgegend zog, um zu zeigen, für welche Sache ſie, ihrem heimathli⸗ 
chen Herde entriſſen, auszuziehen wünſchte, mit der deutſchen Fahne 
und ſchwarz⸗roth⸗goldenen Kokarden an den Mützen, und das „Schles⸗ 
wig⸗Holſtein meerumſchlungen“ ſingend, über die Brücke heran, allwo 
die Polizeibehörde dieſe Kundgebung anfangs verhindern zu müſſen 
glaubte, am Ende doch die fröhliche Stimmung nicht ftörte. Die 
Mannſchaften wurden von ihren Vorgeſetzten gegen 3 Uhr verleſen 
und ihnen kundgethan, daß ſie ſich nunmehr in ihr angewieſenes Quar⸗ 
tier zur Stadt begeben und morgen Früh 8 Uhr vor dem Bahnhof 
pünktlich einfinden möchten, um einige Stunden ſpäter nach Halle a. 
d. Saale abzufahren. Soeben find neue Geſtellungs⸗Ordres für 
Mannſchaften des Garde⸗Corps hier eingetroffen und ſollen 23 Reſer⸗ 
viſten auf den 25. d. Mts. Nachmittags 3 Uhr nach Eſſen beordert 


werden. (Elbf. 3.) 
Deutſchlan d. 

Frankfurt, 22. Januar. [In der heutigen Bundestags⸗ 
Sitzung]! kam eine Zuſchrift des Befehlshabers der Executionstruppen, 
General Hake, zur Verhandlung. Hake führt Beſchwerde wegen eines 
auf den Durchmarſch der preußiſch⸗öſterreichiſchen Truppen nach Schles⸗ 
wig bezüglichen Anſinnens Marſchall Wrangels. Eine Inſtruc⸗ 
tion an General Hake und die Bundes⸗Commiſſare wurde erledigt, 
dahin gehend, daß der Durchmarſch der großmächtlichen Truppen durch 
Holſtein vom Bunde zwar zugeſtanden ſei, daß aber die Stellung Hake's 
und der Civil-Commiſſare in Holſtein dadurch nicht alterirt werde. 
Die Vertreter Oeſterreichs und Preußens am Bunde gaben abermals 
für die Autorität des Bundes beruhigende Erklärungen ab. 

Aus Thüringen, 21. Jan. [Gerücht. — Preußiſche 
Offiziere.] Heute geht das Gerücht von der Beſetzung Thüringens 
durch Preußen. Aufgefallen iſt, daß ſämmtliche zum Hofball in Wei⸗ 
mar wie gewöhnlich eingeladene Offiziere der benachbarten preußiſchen 
Garniſonen die Einladung abgelehnt haben. s 

In Sachen Schleswig⸗Holſteins. 

[Sommation und Ultimatum.] Vielfach giebt ſich die An⸗ 
ſicht kund, daß die däniſche Regierung mit der Ablehnung der preußiſch⸗ 
öſterreichiſchen „Sommation“ ihr letztes Wort noch nicht geſprochen 
habe. Der Miniſter Monrad ſcheint namentlich England gegenüber 
angedeutet zu haben, daß er ſich wohl zu dem Verſuche verſtehen 
koͤnne, die Verfaſſung vom 18. November „auf verfaſſungsmäßigem 
Wege ſuspendiren zu laſſen.“ Dieſer Verſuch würde erfordern, daß 
zunächſt jene verurtheilte Verfaſſung vollſtändig in Kraft träte, daß 
nach ihrem Wahlgeſetze in Schleswig wie in Dänemark Wahlen zu 
dem neuen Reichsrath ſtattfinden und dieſer dann über die neuen Vor⸗ 
ſchläge des Herrn Monrad Beſchluß faßte. Dieſe Procedur würde 
jedenfalls eine überaus langwierige und die ſchließliche Genehmigung 
des Reichsraths bei der gegenwärtigen Stimmung in Dänemark über⸗ 
dies mehr als zweifelhaft fein. Die Stellung der preußiſch⸗Fſterreichi⸗ 
ſchen Armee an der Eider dürfte ſich einigermaßen unbequem geſtalten; 
wenn ſie nach Sommation und Ultimatum Gewehr im Aem auf das 
Ende jener Berathungen warten ſollte, welche zu verzögern man in 
Kopenhagen allen Grund haben würde. Indeſſen liegt allerdings die 
Annahme nahe, daß Dänemark noch im letzten Moment und nach 
Ueberreichung des „Ultimatums“ mit einem ſolchen Vorſchlage hervor⸗ 
rücken wird, wäre es auch nur, um über Ueberſtürzung des Angriffs 
klagen zu können und feine diplomatiſche Lage den andern Mächten 
gegenüber zu verbeſſern. — Nach einer berliner Depeſche der „Köln. 
Ztg.“ würden Preußen und Oeſterreich nach Aufſtellung an der Eider 
für ihre an Dänemark zu richtenden poſitiven Forderungen in Betreff 
der Ausführung der Vereinbarungen von 1852 keinen Termin ſtellen, 
ſondern die Pfandnahme Schleswigs wahrſcheinlich ſofort unternehmen 
und feſthalten, bis jene Forderungen erfüllt ſeien. ö 

Dresden, 23. Januar. [Von der mobilen ſächſiſchen 
Armee⸗Brigade in Holftein] verbleiben die in Rendsburg, Jeven⸗ 
ſtedt, ſowie längs der Eider dislocirten Truppen vorläufig in ihren 
Cantonnements. Die bisher in Kiel und Neumünſter cantonirenden 
Truppen dagegen haben den 21. und 22. d. M. in Nortorf, Hohen⸗ 
weſtedt und Itzehoe mit Umgegend Cantonnements bezogen. Im letzt⸗ 
genannten Orte befindet ſich der Brigadeſtab. (Dr. J.) 

Hamburg, 23. Jan. Abends. Nach dem „Husumer Moden 
blatt“ würde Amtmann Johannſen nun doch das Minifterium für 
Schleswig übernehmen und ſich demnächſt nach Kopenhagen begeben. 

Rach dem „Kieler Wochenblatt“ würde Prinz Friedrich Carl von 
Preußen in Kiel erwartet. Iſt auch eine desfallſige Anmeldung noch 
nicht geſchehen, ſo ſind doch Intendanturbeamte zur Beſichtigung der 
Lokalitäten in Kiel geweſen. \ 

Nach der „Flensburger Zeitung“ ift durch das anhaltend laue Re⸗ 
genwetter die Eisdecke der Föhrde groͤßtentheils geſchmolzen, fo daß 
Dampfboote und Segelſchiffe bis nahe an den Hafen gelangen konnen. 

Hamburg, 24. Jan., Vorm. Das Barometer ſteigt; Wind, 
Südweſt; Thermometer 3 Grad über Null. Die Landesregierung in 
Kiel hat die Polizeibehörden auf telegraphiſchem Wege angewieſen, mit 
aller Sorgfalt unangenehme Berührungen zwiſchen der Bevoͤlkerung 
und den einrückenden Truppen zu verhüten. In Flensburg heißt es, 
daß die Dänen die Baaken und andere Schifffahrtszeichen von der 
Eider, Bureau⸗Inventarium und anderes öffentliches Eigenthum auf 
der Eiſenbahn nach Norden befördern. 

Kiel, 22. Jan. [Der Empfang der Preußen.] Der hieſige 
ſchleswig⸗holſteiniſche Verein hielt heut Morgen 11 Uhr eine ſehr zahl⸗ 
reich beſuchte Verſammlung unter Vorſitz des Grafen L. Reventlow. 
Von einem feierlichen Empfange der Preußen, wie er den Sachſen be⸗ 
reitet wurde, iſt Abſtand genommen worden; man muß ja immer noch 
befürchten, daß Preußen nur die frühere Pacificationsrolle wieder auf⸗ 
nehmen wird. Doch iſt man allgemein einverſtanden, die Mannſchaften 
ſelbſt in den Quartieren auf's Gaſtlichſte aufzunehmen. FEN 

Aus Holſtein, 22, Jan. [Bekanntmachung der Bun: 
descommiſſare.] Das heute ausgegebene „Geſetz⸗ und Verord⸗ 
nungsblatt“ Nr. 11 bringt nachſtehende Bekanntmachung der Bundes⸗ 
Commiſſare: a 5 

„Nachdem die unter dem Oberbefehl des königt. preußiſchen General⸗Feld⸗ 
marſchall Freiherrn v. Wrangel ſtehenden Truppen die Grenzen der Herzog⸗ 
thümer Holftein und Lauenburg bereits überſchritten haben, können die uns 
terzeichneten Bundes⸗Commiſſare nicht länger anftehen und ſind es ſich ſelbſt 


ſchuldig, adh bekannt zu machen. Bundesregierungen am Bunde — 


„Mit Rückſicht auf den von mehreren 
bereits eingelegten Proteſt haben Wir uns darauf zu beſchränken gehabt, 
alsbald nach der durch den Commandirenden der Wenden Minis > 
Generallieutenant v. Hake, Uns von dem bevorſtehenden ruppeneinmarſch 
Mittheilung, dem General⸗Feldmarſchall Freiherrn d. Wrangel 
ugeben: daß Wir, als mit der oberſten Verwaltung der 
7 Holſtein und Lauenburg Beauftragte, jedenfalls einer Notifi⸗ 
ation von dieſer Ueberſchreitung der renzen entgegenzuſehen gehabt hätten, 
daß Wir aber auch in dem Einmarſche dieſer Truppen ein Einrücken der im 
8 4 Unſerer Inſtruction bezeichneten Heise des Bundesexecutionscorps 
nicht zu erkennen hätten, und wenn dieſem Einmarſche ſelbſt ein weiteres 
Hinderniß nicht andere en werden könne, darin nur die Unterwerfung 
unter eine unabänderliche Thatsache zu erblicken ſei. 

„Haben Wir hierauf zur Zeit eine Erwide nicht erhalten, ge iſt Uns 
dagegen von dem Bundespräſidio zu Frankfurt immittelſt die Mittheilung 
geſcheben, daß die hohen Cabinette von Oeſterreich und Preußen die Erklä⸗ 
rung abgegeben, wie durch die von ihnen für die Sicherung der Rechte des 
deutſchen Bundes auf Schleswig für nöthig und unaufſchieblich erachteten 


gemachten 
die Erklärung ab 
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1 erſuchen, ſich der ſchleswig⸗holſteiniſchen Sache auch ferner warm an⸗ 
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Maßnahmen, die fernere Ausübung der Anordnungen nicht beirrt werde, 
welche ſeitens der Bundesverſammlung durch die Beſchlüſſe vom 7. und 14. 
vorigen Monats und Jahres in Betreff der executionsmäßigen Beſetzung 
und Verwaltung der Herzogthümer Holſtein und Lauenburg von Bundes 
wegen getroffen worden ſeien. Auch iſt hierbei von dieſen hohen Regierun⸗ 
gen noch beſonders erklärt worden, daß ſie bei der nicht zu vermeidenden 
Betretung Holſteins durch ihre nach Schleswig beſtimmten Truppen eine 
Beeinträchtigung jener Anordnungen nicht bezweckt, jedoch hierbei der zuver⸗ 
ſichtlichen Hoffnung ſich zu überlaſſen hätten, daß idrem die Wahrung der 
Intereſſen Deutſchlands, ſowie derjenigen Schleswigs bezweckenden Vorgehen 
das bereitwillige und bundesfreundliche Entgegenkommen derjenigen ihrer 
hohen deutſchen Verbündeten, deren Landesgebiete hierdurch berührt werden 
und der Bundesverwaltung in Holſtein und Lauenburg nicht fehlen werde. 

„Hiernach wollen Wir nunmehr, vorbehältlich der don Frankfurt aus wei⸗ 
ter zu erwartenden Inſtructionen nicht länger Anſtand nehmen, im Intereſſe 
des Landes und der allgemeinen Ordnung, die Behörden und Bewohner der 
Herzogthümer Holſtein und Lauenburg hiervon zu benachrichtigen und ſie auf: 
zufordern, den kaiſerlich öſterreichiſchen und königlich preußiſchen Truppen nicht 
allein die geforderten Leiſtungen zu gewähren, ſondern auch freundliche Auf: 
nahme zu Theil werden zu laſſen. g 

Altona, den 21. Januar 1864. 

Die Bundescommiſſare für die Herzogthümer Holſtein und 
Lauenburg. 
v. Könneritz. Nieper.“ 

Kopenhagen, 20. Jan. [Däniſche Antwort auf das 
Ultimatum.] Wie „Flyvepoſten“ ſchreibt, ſoll die geſtern nach Wien 
und Berlin expedirte Antwort auf das Ultimatum ausdrücklich erklären, 
daß die däniſche Regierung den Einmarſch deutſcher Truppen in Schles⸗ 
wig nicht ruhig dulden würde, ſondern dieſen offenbaren Bruch des 
Völkerrechts als einen feindlichen Akt mit Gewalt abzuwehren ſuchen 
werde. 

A 8 Kopenhagen, 22. Jan., wird der „Independanee beige‘ 
telegraphirt: „In der heutigen Sitzung des Landesthings erklärte Mon⸗ 
rad, aus dem Vertrage von 1852 folge nicht, daß eine Verbindung 
Schleswigs mit Holſtein in der Weiſe beſtehen müſſe, daß beide Länder 
einen einzigen Staat bildeten. Er fügte hinzu; „Wir werden nicht 
geſtatten, daß auch nur ein einziger deutſcher Soldat die Eider über⸗ 
ſchreite. Unſer zukünftiges Programm hängt von dem Glücke des 


Krieges ab.““ 6 
Oeſterre i ch. 

Wien, 22. Januar. [Die Annahme der mexicaniſchen 
Kaiferfrone] ſeitens des Herrn Erzherzogs Ferdinand Max iſt nun⸗ 
mehr außer Zweifel. Se. kaiſerl. Hoheit reift morgen nach Trieſt zu: 
rück, um in Miramare die letzten Reiſevorbereitungen zu treffen, und 
nach etwa 14 Tagen wieder in Wien einzutreffen. Eine zweite Depu⸗ 
tation aus Mexico wird im März erwartet. Dieſelbe ſoll das Reſultat 
der Volksabſtimmung überbringen, worauf der gewählte Kaiſer die Reiſe 
nach Mexico antreten wird. Se. Majeſtät der Kaiſer ſoll die definitive 
Zuſtimmung zu dem kühnen Unternehmen des Herrn Erzherzogs gege⸗ 
ben haben, der daſſelbe als eine rein perſönliche Angelegenheit, welche 
das Reich nicht engagirt, auffaßt und durchführen will. Mit Frank⸗ 
reich, England und indirecter Weiſe auch mit dem Präſidenten Lincoln, 
ſollen ſeitens des Hofes von Miramare Verabredungen getroffen ſein, 
die der Sache günſtig ſind. (Oſtd. P.) 

KT fien. 

Trieſt, 23. Januar. Mit der Ueberlandspoſt eingetroffene Nach—⸗ 
richten melden, daß Nanking von dem General des Kaiſers von China 
hart bedrängt werde. Aus Japan wird mitgetheilt, daß die Regierung 
des Taikuns gegen die aufſtändiſchen Daimios rüſte. Die den Handel 
mit Yokohama ſtörenden Hinderniſſe find beſeitigt. 


Telegraphiſche Depeſchen | 

Hamburg, 24. Januar. Wetter ſchön, zum Froſt neigend. — 
In Altona wurde heute der Probſt Nievert, als er in der übervollen 
Hauptkirche nach längerer Zeit zum erſtenmale wieder die Kanzel be⸗ 
trat, mit Schreien und Pfeifen empfangen und die Kanzel wieder zu 
verlaſſen gezwungen. Ein hannöͤverſches Jägerbataillon mußte ihn, als 
er die Kirche verließ, gegen die wüthend andrängende Volksmenge 
ſchützen, wobei der Bundeskommiſſar v. Könneritz ihn mit feiner Per: 
fen zu decken bemüht war. Dem Herrn v. Könneriß brachte die Menge 
ein Lebehoch. 

Altona, 24. Jan. So eben wird durch öffentlichen Anſchlag 
bekannt gemacht, daß Propſt Nievert, nachdem er um ſeinen Abſchied 
eingekommen, die Stadt verlaſſen hat. Das von dem Propſt bewohnt 

geweſene Haus ſei Eigenthum der Stadt und als ſolches zu reſpectiren. 

Kopenhagen, 24. Jan. Nach „Berlingske Tidende“ iſt Amt⸗ 
mann Johannſen unterm heutigen Tage zum Miniſter ad interim 
für Schleswig ernannt worden. 

Frankfurt a. M., 24. Jan. Morgen Früh geht die ſchles⸗ 
wig⸗holſteiniſche Landes- Deputation nach München, um dem Könige 

von Baiern für ſeine ſeitherige Unterſtützung zu danken und ihn zu 


zunehmen. 

Der Text der Adreſſe der fchledwig-holfteinfchen Landes-Deputation 
an den Bundestag lautet: 

Hohe Bundesverſammlung! Holſteins Volk und Land hat Jahr⸗ 
hunderte hindurch dem deutſchen Vaterlande- gegenüber nach redlichem' 
Bemühen ſeine Schuldigkeit gethan. Unſere Väter haben deutſches 
Recht und deutſche Sitte, deutſche Treue und deutſchen Sinn allen An⸗ 
fechtungen gegenüber zu wahren gewußt und ſind als die rechten Grenz— 
wächter Deutſchlands im Norden befunden worden. In dieſen Tagen 
der Entſcheidung hat Holſtein abermals unzweideutig bewieſen, daß es 
am alten Rechte und am alten theuern Vaterlande beharrlich feſt— 

hält. Das ganze Volk hat ſich einmüthig erhoben, dem Erben der 
ſchleswig⸗holſteinſchen Herzogskrone, Herzog Friedrich VIII. un 
ſerm rechtmäßigen Landesherrn, die Huldigung darzubringen. Das 
ganze Holſtenvolk iſt einig in dieſer Anerkennung ſeines Herzogs und 
in der heiligen Abſicht, bis zum letzten Blutstropfen das verbrüderte 
Duldervolk in feinem Recht und feiner Freiheit zu vertreten. 

Hohe Bundesverſammlung! Als ein Zeichen der über alle Theile, 
Stände und Parteien des Landes verbreiteten Geſinnung ſendet das 
Volk von Holſtein uns, die ehrerbietige Deputation, um der höͤchſten 
Behörde des deutſchen Vaterlandes unſere heißeſten Wünſche ans Herz 
zu legen. Zahlreiche Gemeinden und Vereine Holſteins haben uns ab⸗ 
geordnet, damit wir perſönlich der hohen Bundesverſammlung an den 
Tag legen, daß die Holſten von ganzem Herzen ſich Sohne des gro⸗ 

ßen Deutſchlands fühlen, daß fie von ihrer altvererbten Liebe zu den 
Brüdern in Schleswig nimmer laſſen wollen, und daß ſie ihres Lan⸗ 
des altehrwürdiges Recht nicht anders geſichert glauben, als mit der 
durch Gottes Rathſchluß verhängten Trennung von Dänemark und mit 
dem von Deutſchland demnächſt anzuerkennenden Regierungsantritt un⸗ 
ſeres rechtmäßigen Herrn, Seiner Hoheit des Herzogs von Schleswig 
Holſtein, unſeres geliebten Fürſten, Friedrich VIII. 

Hohe Bundesverſammlung! Durch unſeren Mund ruft das Volk 
und Land von Holſtein, tiefbewegt von qualwoller Ungeduld über das 
Hinausſchieben eines Beſchluſſes, welcher über fein ganzes Daſein, ja 
darüber entſcheidet, ob das alte Holſtenland bei Deutſchland bleiben 
oder zu Grunde gehen ſoll, die Fürſten und freien Städte Deutſchlands 
wollen endlich dem Rechte ſein Recht werden laſſen und ohne Verzug 
und freudig den durchlauchtigen Herrn, in welchem ganz Holſtein ſei⸗ 


v. Noſtiz, k. k. öſterr. Generalmajor, a. 
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nen Herzog erkennt, in die Reihe der deutſchen Souveräne aufnehmen, 
unſer Recht alſo mit der Anerkennung Deutſchlands beſiegeln und die 
Wünſche des geſammten deutſchen Volkes und der Mehrheit ſeiner 
Fürſten und Obrigkeiten, die Gottlob mit uns ſind, zur Erfüllung 
bringen. 
J ⁵ ES TEICTT TREE y ⁵² ... . THE ZUHEG THE TEEN 

** Breslau, 24. Jan. [Defterreihifhe Truppenzüge. 
— Militäriſches.] Dieſer Sonntag gehörte den Oeſterreichern! 
Seitdem die eherne Reiterſtatue die Siebenkurfürſtenſeite des hieſigen 
Ringes ziert, irren wir nicht ſeit dem Jahre 1847, war es wohl das 
erſtemal, daß dieſes Standbild am 24. Januar, dem Geburtstage des 
großen Königs, unbekränzt blieb. Der umflorte Himmel blickte gar 
trübe auf die Statue und auf die Stadt, in welcher das bunte kriege⸗ 
riſche Getümmel der Oeſterreicher fortdauerte. Hatte das anhaltende 
Thauwetter die moraſtigen Straßen von geſtern faſt unpaſſirbar gemacht, 
ſo ließ ſich das ſchauluſtige Publikum doch nicht an den „häuslichen 
Herd“ feſſeln, ſondern ſtroͤmte in großen Schaaren überall hin, wo 
man die Oeſterreicher ſehen konnte. Am häufigſten wogte die Menge 
in den Rayons der Bahnhöfe, wo die fremden Truppen ankommen oder 
abfahren; aber auch der Ring, der Blücherplatz, die Schweidnitzerſtraße 
und die gleichnamige Vorſtadt waren ſtark frequentirt. Der Central⸗ 
Bahnhof, in deſſen Räumen gewöhnlich ein lebhafter Verkehr ſtatt⸗ 
findet, wurde heute den ganzen Tag nicht leer; ſeine comfortablen 
Säle bargen Mitglieder aller Stände. Es promenirten dort neben 
und mit einander ſo behaglich wie nirgend, Gelehrte und Beamte, 
Studenten und Philiſter, Geiſtliche und Laien, kurz Niemand mochte ſeine 
wohlverzeihliche Neugier unterdrücken. Daß in ſolchen Fällen das zartere 
Geſchlecht nicht ſchwach vertreten war, verſteht ſich von ſelbſt. Uebri— 
gens täuſchten ſich Viele, indem ſie meinten, die Ankunft der Gäſte 
erfolge in der Centralhalle. Für die Truppenzüge iſt vielmehr der alte 
„oberſchleſiſche Bahnhof“ (jetzt Güterboden Nr. 4) hergerichtet, welcher 
durch militäriſche Poſten ſtreng obſervirt wird. Dort erhält man nicht 
leicht Eintritt, wogegen das Verfahren bei Abfertigung der Züge auf 
dem niederſchleſiſch⸗märkiſchen Bahnhofe ohne Schwierigkeiten beobachtet 
werden kann. Letzteres iſt jedenfalls intereſſanter, weil die Mannſchaf— 
ten ſich hier langſam ſammeln und einſteigen. Im Laufe des heuti- 
gen Tages trafen mit 8 Exlrazügen ein: Diviſionsſtab und 1% 
Eskadron des Huſaren-Regiments Fürſt Liechtenſtein aus Pardubitz, 
Brigadeſtab und 2. Bataillon des Infanterie-Regiments Nr. 27 
(König der Belgier), das Kommando der Geſchätz-Reſerve und 
8pfündige Fuß⸗Batterie Nr. 9 des 1. Artillerie-Regiments aus Prag, 
Regimentsſtab und 1. Bat. Großherzog von Heſſen Inf. Nr. 14 aus 
Wien, Corps Hauptquartier nebſt Generalſtab aus Wien und Fuhrweſens⸗ 
Feld⸗Inſpection aus Prag, 2. Bat. des Regts. Großherz. von Heſſen, 
dann % Sanitäts⸗Comp. ſammt Beſpannung aus Wien, Spfdge. Fuß: 
Batt. Nr. 10 des 1. Art.-Regts. aus Prag, Regts.⸗Stab und 1. Esc. des 
Dragonerregts. Fürſt Windiſchgrätz aus Collin. Eine Paradeauſſtellung auf 
dem Blücherplatze wie geſtern bei Ankunft des 1. Bat. Belgien-Infan⸗ 
terie vor dem Regiments-Commandeur Herzog Wilhelm von Würtem⸗ 
berg ſand heute nicht ſtatt; die Infanterie zog truppweiſe nach den 
ihr angewieſenen Kaſernen; die Cavallerie und Artillerie wurden in 
den benachbarten Dörfern Neudorf, Gabitz, Pöpelwitz, Roſenthal u. ſ. w. 
einquartirt. Nach etwa 24ſtündigem Aufenthalte gingen heute in acht 
Extrazügen der Niederſchleſiſch-Märkiſchen Eiſenbahn von hier ab: um 
3 Uhr Vorm. das Jäger⸗Bat. Nr. 9, ferner Liechtenſtein'ſche Huſaren 
um 12 Uhr Mittags, eine Batterie um 1 Uhr 40 Min., ein Bat. 
Infanterie um 4 Uhr Nachm., Sanitätscompagnie um 10 Uhr, dann 
folgen Huſaren um 1% Uhr, 2 Uhr 50 Min. und 4% Uhr Nachts. 
Dem 1. Bat. König der Belgier hat Graf Schaffgotſch vor der Ab⸗ 
reiſe einige Tauſend Stück Cigarren übergeben laſſen. Für den 
Commandeur Herzog von Würtemberg wurden in der Hirt'ſchen Buch⸗ 
handlung Karten von Schleswig⸗Holſtein und Broſchüren über die 
ſchleswig⸗holſteiniſche Frage angekauft. In Berlin haben die Oeſter⸗ 
reicher wieder einen Tag Aufenthalt; der erſte Militärzug ſoll von dort 
am 26. Früh abgelaſſen werden. Mit dem heutigen Tagesperſonen— 
zuge find von hier 400 Mann Garde-Reſerven nach Berlin beför⸗ 
dert worden. 45 sc. ; 

Angekommen: Se. Hoh. Prinz von Würtemberg, k. k. Oberſt und 
Commandeur des Regts. König der Belgier, aus Prag. Jeliſchütz, Oberſt⸗ 
Lieut., desgl. Leſſer, kgl. ſächſ. Konſul, aus Warſchau. Se. Durchl. Prinz 
gon von Turn und Taxis, k. k. Rittmeiſter des Fürſt Liechtenſtein ten 
Huſaren⸗Regts., aus Böhmen. Graf Georg Stockau, k. k. Wimme ede 
Fürſt Liechtenſtein Huſaren⸗Regt., desgl. Se. Durchl. Hans Heinrich XI., 
Fürſt zu Pleß. Se. Durchlaucht Fürſt von Sulkowski, aus Schloß Reiſen. 
Wien. Arthofer, k. k. Major 
u. Corps-⸗Train⸗Commandeur, dgl. v. Prokeſch⸗Oſten, k. . Oberlieut,, 
a. Wien. Schiedlach, k. k. Major, a. Oeſterreich. Bar, v. Schütte, k. k. 
eee eee ee 


Meteorologiſche Beobachtungen. 

—— ———ͤ— een 
er Barometerftand bei @ rd. Luft⸗ Wind⸗ 
8 Perser Neulel, die Tempera⸗ a Fempe⸗ I tung und Wetter, 
tur der Luft nach Reaumur. rometer. ratur. | tärke. 
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Breslau, 23. Jan. 10 U. Ab.] 831,59 44,6 S. 2. Bedeckt. Regen. 
24. Jan. 6 U. Mrg.] 330835 3,8 W. I. Bedeckt. Regen. 
2 U. Nachm. 331,49 8,1 B. 1. Sonnenblicke. 
10 U. Abds. | 333,78 11,4] W. 2. Trübe. 
25. Jan. 6 U. Mrg.] 334,19 10 W. 2. Tribe. 
O.⸗P. 13 F. 2 3. U.⸗P. 1 F. 9 3. 


Breslau, 25. Jan. [Waſſerſtand. 
Eisſt 


Telegraphiſche Courſe und VBörſen⸗Nachrichten. 

Paris, 23. Januar, Nachm. 3 Ubr. Die Rente eröffnete zu 66, 25, 
ſtieg auf 66, 35 und ſchloß zu dieſem Courſe in ziemlich feſter Haltung. Alle 
Werthpapiere waren gefragt. Conſols von Mittags 12 Uhr waren 91 ein: 
getroffen. Schluß⸗Courſe: 3proz. Rente 66, 35. Italien. öproz. Rente 
68, 40. Ital. neueſte Anleihe —. Bor}. Spanier 49%, (proz. Spanier 
45%. eſterr. Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien 391, 25. Gredit-Mobilter-Mftien 
1015, —. Lomb. Eiſenbahn⸗Attien 515, —. g 

London, 23. Jan, Nachm. 3 Uhr. Silber 62. Türk Conſols 46%. 
Mildes Wetter. Conſols 90%. proz. Spanier 45%. Mexikaner 35%. 
proz. Ruſſen 91. Neue Hufen 87%. Sarxdinter 83. 

Der Dampfer „Adriatic“ iſt von Newyork in Gal ay angekommen. 


* 
and. 


landspoſt aus Alexandrien eingetroffen. 


Trieſt, 23. Jan., Mittags. Der fällige Lloyddampfer iſt mit der Ueber⸗ 


Bank Aktien 780, —. 
Gredit-Aftien 180, 50. Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien⸗Cert. 
121. —. Hamburg 91, 40 Paris #7, 80, Gold —. 
bahn 153, 50. Neue Looſe 131, 75. 1860er Looſe 93, 30, 
bahn 244, —. f 
Frankfur, a M. 23. Jan., Nachm. 2% Uhr. Still und wenig 
verändert Böhmiſche Westbahn Finnländifche Anleihe 81 1. — 
Schluß ⸗Courſe: Ludwig h.⸗Bexbach 135 . Wiener Wechſel 95%- 0 
Bank⸗Attien 210%, Darmt. Zettel⸗Bank 250%. öproz. Metalligues 80 . 
4 proz. Metall „ %, er Looſe 71%. Oeſterr. National eee z . 
Oeſterr.⸗Franzöſ. ra ats⸗Eiſenbahn⸗Aktien —. Oeſterr. Banlantheile 755, B. 
Oeſterreich. Eren it. en 73. Oeſterreich. Eliſabetbahn 109%. Ahein⸗Nahe⸗ 
Bahn 5% B. Heil. Ludwigsbahn 122, Neueſte österr. Anleihe 76%. 
Hamburg, 2, Jan, Nachm. 2% Uhr. Matte Senn. geſchäͤſtslos. 
Geld knapper. Anhaltenber, feiner Regen. Schluß ⸗Cour €; ational⸗ 
Anleihe 64%. Deiterr, Credit⸗Aktien 73%. Vereinsbank 103%. Nordd. 
Bant 101%. Mheiniſche 92%. Nordbahn 54. Finnland Anleihe 84 Br. 
Disconto 4% . ; \ 
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H. Salinare. 


br ch 


Hamburg, 3. Jan. [Getreidemarkt.] Leblos, flau. Früh jah 
Weizen ab Dänemark 2 Thlr. billiger erhältlich. Roggen Danzig, 8. 
ber Seübjabr, nachdem einzeln 56 bezahlt, bleibt dazu dringend offerirt. 
Bel loco 24, Mai 24%, Oktober 24%. Kaffee, Markt feſt, ruhig. Zink 


umſatzlos. 
Liverpool, 23. Januar“ [Baumwolle.] 6,000 Ballen Umſatz. — 


Preiſe feſter. 
Berliner Börse vom 23. Januar 1864. 


Bisenbahn-Stamm-Aotien. 
Dividende pro 1881 1862 Zt. 
3 


Aschen-Düsseld. 
Aachen-Mastrichſ — 


Fonds- und Geld-Uourse, 


dito 1 Amsterd-Rottd. | 5 
dito 185614 Berg.-Märkiache 
dito 185714 Berlin-Anhalt. , 
dito 188904 Berlin-Hamburg 
dito 1883 Berl.-Potad.-Mg. |11 
Staats-Schuldecheine Berlin-Stettin. . 47 ½ 7% 
Präm.-Anl. von I Böhm. Westb.. — 
Berliner Stadt-Obı. 4 Breslau-Freib. 
Kur- u. Neumärk. Oöln-Minden 
Pommersche. Cosel-Oderberg. 
Posensche...... dito St.-Prior.) — 
dito * Ei ri 
dito neue udwgsh.- . 
Schlesische Magd.-Halberst. 22% 


Kur- u. Neumärk. 


Bentenbriefe, Pfandbriefc. 


Pomm‘ . 
Posensche Mainz-Ludwgsh.] 7 
Preussis che.. r re 
’estph. u. Rhoin. se- Brieger. 
enasche 1 1 Niedrschl. Mark 4 
Schlesischo. .. - - Niedrachl. Zwei 


Louisd’or 110% b. |Oest.Bankn. #2 ba. 


Goldkronen B. 6% G. |Poln.Bankn, 861% G. B. 
Ausländische Fonds, Sa Be 
Oesterr. Motalliqueajd [58% B. 2 
dito Mat- Al. . 6 B6etw.ä65%, ba. 5 DD 
dito Lott.-A. v. 560% 76% AJ 4 ½ bz. Bin ef 
is iar fr.. 24 B- dito Stamm-Pr] 5 
eee Bhein-Nahehahn] — 
ae a Bhr.Crf.K,Gldb 
to — 4 * —— — . x 
dito Poln. Sch.-Ob.4 |72 B. Stargard-Posen . 
Poln. Pfandbr...... _ rer he 
En = III. 79%, ba. u. d. 
n. Obl. 4 500 Fl. 5 
% 4 300 Fıl5 180% 6. Bank und Industrle-Paplere. 
dito à 200 Fl. Berl. Kassen-V. | 543; 544j4 |113 0 
Kurhese. 40 Thlr. . — 152%, G. Braunschw. B. 44 64 g. 
Baden. 35 FI, Loose. — 130 B. Breuer Bank. 65 - 5 @ 
Bisenbahn-Prioritäts-Aotien. er 9 ee rend 
Berg.-Märkische. . 4% 100 B. Geraer Bank...| 5%| 7 91% B. 
= 1.149198 G. Gothaer, 4% 0 88 etw. ba. 
x IV. 0. Hannoversche B.] 4% 5 965% etw. ba u. G. 
‚dito III. v. St. 3b. bz. Hamb. Nordd. B.| 5 [6 1 0. 
Oölm. Minden 101% B. „ Voreins-B. 6 1 G. 
dito 11.15 103 B. Königsberger B. Hy sh 98% etw. bz. 
or —— — Luxemburger B. 10 10 “43 B. 
— — UL 80% d= Magdeburger B. 35, 4 90 ba. 
Fr 55 458 * — Bank. 5 501 90 G. 
0 2 reuss, Bank-A. 4 122% @. 
c. . u 44% 6. Thüringer Bank] 2 * 1 87 5 
Niederschl. Mörk... d WB. er ' 
to conv. B. Berl. Hand.-Ger.| 5 | 9 102% etw. bz. 
dito UI. 15 B. Ooburg.Oredb.A. 3 |8 50% B. 
dito IV. 4 — — Darmstädter „ 5 6½% 4 82% etw. ba. 
Niederschl. Zweigb.. Dessauer 12 TB. 
itt. O. . 100% b. Disc.-Com.-Ant..| 6 | ? 93% be. u 6. 
Oberschles. A4. 4 1. — — Genfer Credb. A.] 2 | 3 16 50 6. D.) 
Ma HB). 341514, B Leipziger „33 70 B. (i. 
dito C. u. D.J4 194 u Meininger 6 27 % bs. 
Tr 381 f Moldauer Lde.- B. — 18. 
dito r 98H B O6sterr.Credb 7% 
Oest. Fran 3 1248 b. u. B Schl. Bank-Vor. 6 aa 
Oest, südl. St.- B. „ 1252 R. — 
ein. v. Gt. gar 44% — — Minerva 4 
Rhein- Nabe H. gar. I les B. | eBevkisenbhät] — 
Be 6 Wechsel- Course. 
Amsterdam 250 Fl.. . 10 T. 142 ba. Augsburg I N 
dito dio 2 M141 be. Lang 0 ul 8 
Hamburg 300 Mk. % T.|151%, bz. dio" a 2 
dito dito 2 . 150 % bz. Frankfurt a. M. 100 FL 
London 1 Lt.... 3 M.|6. 181% bz. Petersburg 100 8.-R... 
Paris 300 Frea. ...... 2 M. 78% ba. dito dito 
Wien 150 Fl.. . 8. T. 81½ bz. Warschau 90 8.-R. ... 
dito dito 2 81% bz. Bremen 100 Thlr. . 


* Breslau, 25. Jan. Wind: Weſt. Wetter: windig, des Nachts 
ſchwacher Froſt. Thermometer Früh 1° Wärme. Bei im Allgemeinen ſchlep⸗ 
pendem Geſchäſtsverkehr blieben Preiſe ſchwach behauptet. 

Weizen flau, pr. 84 Pfd. weißer 50—66 Sar, gelber 50 - 57 Sgr., 


feinſte Sorten über Noti lt. — Roggen unverändertrubig, pr. 84 fp. 
7 — 37 —40 Sat, Fa bereinzelt über Notiz bezahlt. Gerſte . 
Sor. gewöhnliche 30. —32 Sgr. — Hafer matt, 


dr. 0 Bio. weiße 


or. 50 Psp. 25 — 28 Sgi. — Erbſen wenig beachtet. — Wicken ohne 
Umſatz. — Schleſiſche Bohnen ſtill. — Schlaglein RN 
Oelſaaten matt. — Rapskuchen wenig gefragt, 46-50 Sgr. pr. Ctr. 

j Sgr. pr. Schff. Sgr. pr. Schu. 
Weißer Weizen 51—59—66 Wicken N A 50 
Selber Weizen 505458 Sgr. pr. Sac x Ih Bfd, Brutto. 
goggen 37 39—11 Schlag⸗Leinſaat 150 — 165 188 
Berſte 0 —33- 37 Winter⸗Naps 172—182. 192 
dafer 25 27-29 Winter⸗Mübſen 62172182 
Irhſen 42-4650 Sommer⸗Mübſen 188146 156 


rothe ordinäre 10—41 Thlr., mittle 

ochfeine bis 14 Thlr., weiße ordinäre 
1012 Thlr., mittle 13% 15 7, Thlr., feine 16% 17 Thlr. hochfeine 
819 Thlr. pt. C ; 


tr. 
Thymothee fehlt, 6—8 Thlr. pr. Centner. 
Kartoffeln pr, Sad n 150 Pfd. Netto %6— 36 Sgr., Metze 11 1, Sgr. 
Vor der Börſe. 5 

Rohes Rübdl pr. Ctr. loco 10% Thlr., Termine 10% Thlr. — Spi⸗ 
itus or, 400 Qugrt A 80 Tralles loco und Januar 13% Thlr., pr. 
Frühjahr 13%, Thlr. | 
—ͤ — 8 — — — 

Theater⸗ Repertoire. 

Montag, den 25. 5 Zum 13. Male (mit neuen Couplets): 
„Pech⸗Schul 111 1 dane mit Geſang und Tanz in 3 Alten von 
uſik von A. Lang. l 

Dinstag, den 26. Januar. Zum zweiten Male: „Feldkaplan und 
Lieutenant.“ Dramatiſches Gemälde aus den Zeiten des 30 jährigen 
Krieges in 1 Alten und einem Vorſpiel von Friedrich Albrecht. 2 

Sonnabend, den 30, Jan.: Große Theater⸗Redonte als maskirter 
und unmaskirter Ball, mit Verlooſung von 100 Geſchenken (Haupt⸗ 
gewinn ein fülbernes Becher mit 40 Stück Zutaten) unter ſpezioller 

rn. Balletmeiſters Stoige. Billets ı Thlr., mit denen das Recht des 
Zutritts zu den Logen des erſten und zweiten Ranges verbunden iſt, ſind im 
Theater⸗Büreau zu haben. } | 1 


Kleeſaat — mehr zugeführt — 
114 12½ Thlr., feine 19 Thlr., 


Todes⸗Anzeige. N 
der Nacht vom 22. zum 23. entjchief fanft an einer Lungen⸗ 
läbmung unſere treue Gattin, Mutter, Großmütter und Schweſter Frau 
Marianne Falk, geb. Michaelis. Alle, die ſie in ihrem beſchei⸗ 
denen, biedern Wirten gekannt, werden unſeren gerechten Schmerz zu 
billgen wiſſen, und ſtile Thellnahme uns nicht verſagen. 20 
Breslau, den 25. 


Jane eee Dee gie e 

; . ebenen. 
Die Beerdigun instag Nachmittag 3 U 

Schweibuiher Stadiqaben 2, aus ſtatt. x en herren 


r ward uns unſere Tochter 


Vergangene ! 11 
gene Nacht od entriſſen. Dies Verwan 


enny, im Alter 
Kan besondere, 35 den ten un Freu en 
onderer Meldung. „ f 7 
Wüſtewaltersdorf, den 21. Januar 1804. C. Hartmann und Frau. 
Mein Comptoir 
it nicht mehr Schweidnitzerſraße 28, 1. Etage, dei Herrn Moritz 


Saul, ſondern Junkernſtraße 13, 2. zur golde 
Gang, N der Stadt Berlin. > Wage, ir" u 


[1022] J. Fränkel. 
Tr Verantwortlicher Redacteur: Dr, Stein ‚ag 
rug von roh, Barth und Comp. AM. Ir eri en Aresian, 


u ri Wi 
Dh * 


* 


\ 


